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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

die Férderung nachhaltiger Mobilitdt gewinnt in der aktuellen Klimaschutzdebatte und wegen
der im Verkehrssektor vorwiegend durch den Kraftfahrzeugverkehr verursachten gesundheits-
schadlichen Larm- und Schadstoffbelastungen zunehmend an Bedeutung. Die Rahmenbedin-
gungen fir eine nachhaltige Mobilitat werden dabei auf vielen Ebenen der Planung gestaltet.
Daher freuen wir uns sehr, hierzu die Broschire , Planungsinstrumente fir eine nachhaltige
Mobilitat” verdffentlichen zu kénnen.

Fur die ehrenamtliche Erarbeitung dieser wertvollen Handreichung fur die Praxis bedanke ich
mich im Namen des Vorstandes der Vereinigung fir Stadt-, Regional- und Landesplanung SRL
e.V. ganz herzlich bei den Mitgliedern unseres Arbeitskreises.

Die vorliegende Broschure zeigt wichtige Ansatzpunkte fir die Férderung nachhaltiger Mobili-
tat auf. Sie verdeutlicht die Anwendungsmaglichkeiten der verschiedenen Planungsinstrumen-
te, die zur Gestaltung der Verkehrswende oft noch nicht ausreichend genutzt werden. Die 20
Steckbriefe geben Planenden, Entscheidenden und allen an Planungsprozessen Interessierten
einen Uberblick tber die verschiedenen Planungsinstrumente und ihre Einsatzmdglichkeiten.
Hilfreich ist dafur die Systematisierung der Planungsinstrumente hinsichtlich der jeweils damit
angesprochenen Planungsebene (Quartier, Stadt/Kreis, Region und Land), der Verbindlichkeit
der Planung (formell oder informell) sowie ihrer eher konzeptionellen oder eher operativen
Ausrichtung. Die Ubersichtliche Darstellung in Form von Steckbriefen inklusive Praxisbeispiel
und weiterfihrenden Literaturangaben sowie ergédnzende Hinweise zur Anwendung erleich-
tern in der Planungspraxis die schnelle Orientierung zur Auswahl der fir eine konkrete Pla-
nungsaufgabe jeweils passenden Instrumente.

Die dringend erforderliche Verkehrswende kann durch eine integrierte Stadt- und Verkehrs-
planung und den geschickten Einsatz der auf den verschiedenen Ebenen der Planung zur
Verfiigung stehenden Planungsinstrumente wesentlich mitgestaltet werden. Genau diese
integrierte Sichtweise und die interdisziplindre Zusammenarbeit der Planerinnen und Planer
aus den verschiedenen Fachrichtungen ist ein zentrales Anliegen der Vereinigung far Stadt-,
Regional- und Landesplanung SRL e. V., in der fast 2.000 Mitglieder aus sémtlichen Bereichen
der Planung (Stadtplanung, Verkehrsplanung, Landschaftsplanung, Umweltplanung u.v.m.)
tatig sind.

Ich wiinsche Ihnen eine anregende Lektlre mit groBem Mehrwert fur lhre eigene Planungsar-
beit. Unserer Broschire wiinsche ich eine weite Verbreitung mit hohem Nutzen fur die Praxis
einer integrierten Stadt- und Verkehrsplanung.

Prof. Dr.-Ing. Oscar Reutter
ehemaliges Vorstandsmitglied der SRL
(Vereinigung fur Stadt-, Regional- und Landesplanung SRL e.V.)
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Einleitung

Die Rahmenbedingungen der Verkehrsentwicklung und damit fur eine nachhaltige Mobili-
tat werden auf vielen Ebenen der raumlichen und infrastrukturellen Planung gesetzt. Hierfur
stehen verschiedene Instrumente zur Verfigung. Die Vielfalt an Instrumenten und deren sehr
unterschiedliche Rahmenbedingungen, Einsatzmdglichkeiten und Wirkungsebenen machen
einen guten Uberblick und die Wahl der jeweils geeigneten Instrumente nicht einfach. Um
Planende sowie Entscheidungstragerinnen und Entscheidungstrager bei der Wahl eines oder
mehrerer geeigneter Planungsinstrumente zu unterstitzen, stellt die vorliegende Broschure
wichtige Planungsinstrumente und ihre moglichen Beitrdge zu einer nachhaltigen Mobilitat
steckbriefartig vor.

Die Planungsinstrumente werden hinsichtlich des Bezugsraumes (Region, Stadt, Quartier),
hinsichtlich der Verbindlichkeit der Planung (formell und informell) sowie in operative und
konzeptionelle, kurzfristige und langfristige Planungsinstrumente unterschieden. Diese inhalt-
liche Systematik ist in den Abbildungen 1 und 2 dargestellt und wird im Kopf der Steckbriefe
der einzelnen Planungsinstrumente wieder aufgegriffen. Zur einfachen Auffindbarkeit sind die
Steckbriefe in der Broschiire alphabetisch sortiert. Die Darstellung der Instrumente ist dabei
knapp gefasst. Fur weitere Informationen sind zu jedem Instrument Beispiele und Literaturhin-
weise gegeben.

Um einen Einblick in die praktischen Anwendungsmaéglichkeiten der Instrumente zu geben,
werden am Ende der Broschire zwei gute Beispiele ausfuhrlicher dargestellt. Aufbauend auf
den Beispielen und den Erkenntnissen aus der Erstellung der Steckbriefe werden abschlieBend
Empfehlungen fir Bund, Lander und Kommunen abgeleitet, wie sich eine nachhaltige Ver-
kehrsentwicklung unterstitzen lasst.
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Abbildung 1:

Ubersicht iiber Bezugsraum
und Inhalt der verschiedenen
Instrumente
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Einleitung

Abbildung 2:

Uberblick tiber den zeitlichen
Bezug und die Verbindlichkeit
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Die vorliegenden Inhalte wurden durch den Arbeitskreis , Planungsinstrumente nachhaltiger
Mobilitat” des Forum Mensch und Verkehr der SRL erarbeitet.

Mitglieder des Arbeitskreises:

Conny Louen (Arbeitskreisleitung und Redaktion), Jacqueline Maal3 (Arbeitskreisleitung und
Redaktion), Mechtild Stiewe (Arbeitskreisleitung und Redaktion), Volker Albrecht (1), Klaus J.
Beckmann, Volker Blees, Stefanie Bremer, André Bruns, Christian Holz-Rau, Jana Fischer, Nicole
Leubert, Paula Quentin, Ulrike Reutter, Christian Scheler, Gernot Steinberg, Gisela Stete

Wir danken den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Expertenworkshops fir ihre wertvollen
Hinweise und Anmerkungen zu den erarbeiteten Steckbriefen.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Expertenworkshops waren:

Wolfgang Aichinger (AGORA Verkehrswende), Paul Bickelbacher (Stadt Minchen), Gabriele
Bloem (Regionalverband FrankfurtRheinMain), Siegfried Dittrich (Stadt Berlin), Martin Jakob-
Landmesser (Stadt Hochheim am Main), Frithjof Look (Stadt Einbeck), Isolde Magin-Konietzka
(Rat fur Nachhaltige Entwicklung), Katja Naefe (Zukunftsnetz Mobilitdt NRW), Frank Niemeyer
(Stadt Wolfenbdttel), Peter Sturm (Rhein-Main-Verkehrsverbund Servicegesellschaft mbH)



Einleitung

Vor dem Hintergrund zunehmender Larmbelastungen, Luftverschmutzungen und Klimabeein-
trachtigungen durch den Verkehrssektor und daraus resultierenden Beeintrachtigungen der
Lebensqualitat in vielen Stadten gewinnt das Thema ,nachhaltige Mobilitdt” zunehmend an
Bedeutung. In Klimaschutzkonzepten, Luftreinhaltepldnen und auch in Verkehrsentwicklungs-
planen etc. werden jeweils separat konkrete MaBnahmen zur Férderung einer nachhaltigen
Mobilitat entwickelt, deren Wirksamkeit allerdings im Zusammenspiel eine deutlich héhere
Wirkung entfalten kénnte. Voraussetzung dafur ist die integrierte Betrachtung und Behand-
lung der verschiedenen Handlungsfelder.

Die Rahmenbedingungen fir nachhaltige Mobilitat werden nicht nur in der Verkehrsplanung,
sondern auf vielen Ebenen der rdumlichen Planung gesetzt. Bereits bei der Entwicklung von
neuen sowie der Uberplanung von bestehenden Stadtquartieren, Wohn- und Gewerbege-
bieten, bei der Standortplanung von Infrastruktureinrichtungen (z. B. Schulen, Einzelhandel)
sowie bei der Ermittlung von Stellpldtzen Uber Stellplatzsatzungen und bei der Flachennut-
zungs- und der Bauleitplanung kénnen die Prinzipien der Nachhaltigkeit durch entsprechende
Vorgaben gezielt umgesetzt werden. Hierflr stehen verschiedene Instrumente zur Verfiigung.

Intention des Papiers ist es, die Planungsinstrumente zu identifizieren, die zur Férderung
nachhaltiger Mobilitat eingesetzt werden kénnen. Dabei werden konkrete Méglichkeiten auf-
gezeigt, die die einzelnen Planungsinstrumente hierzu bieten. Es werden auch Hemmnisse
dargestellt, um darauf aufbauend Empfehlungen zu formulieren, wie diese Instrumente modi-
fiziert und ergédnzt bzw. Licken in der Anwendung geschlossen werden kénnen.

Festzuhalten ist, dass die zur Verfligung stehenden Planungsinstrumente schon heute weitge-
hende Moglichkeiten fir die Implementierung, Sicherung und Foérderung einer nachhaltigen
Mobilitat bieten. Die Moglichkeiten werden oft nur unzureichend ausgeschopft. Auch hier soll
die Handreichung entsprechende Hinweise geben.

Das Papier wendet sich an (Fach-)Planerinnen und Planer sowie an alle inhaltlich beteiligten
Entscheidungstréagerinnen und -trager in Planungs- und Entwicklungsprozessen.

.Nachhaltigkeit” ist ein der Forstwirtschaft entstammendes Handlungsprinzip (v. Carlowitz,
1713), nach dem der Verbrauch und die Beeintrachtigungen von Ressourcen auf das MaB ih-
rer Regenerationsfahigkeit begrenzt werden sollen. Dieses Prinzip hat tber die Rio-Konferenz
(1992) Eingang in die Anforderungen an Raum-, Stadt-, Verkehrs- und Infrastrukturentwick-
lung gefunden (Agenda 21). Die Zukunftsfahigkeit anthropogener Siedlungs-, Lebens- und
Wirtschaftsweisen steht dabei in einem Spannungsfeld von:

D sozialer Stabilitat und Gerechtigkeit, Chancengleichheit, individueller und sozialer Ent-
wicklungsfahigkeit, selbstbestimmtem Leben mit WahImoglichkeiten (,,Soziales”),
wirtschaftlicher Entwicklung, wirtschaftlicher Stabilitét (, Okonomie”),

D Erhaltung und Wiederherstellung der geogenen und naturlichen Ressourcen, Gewahr-
leistung von Klimaschutz, Larmschutz, Umweltschutz und Bio-Diversitat (, Okologie”).

Ziel ist die Generationengerechtigkeit, d. h. die Sicherung der Lebens- und Wahlmadglichkei-
ten der nachfolgenden Generationen. Dabei sind auch Landschaften, Gebaude, Gebdude-
Ensembles als kulturelle Hervorbringungen zu erhalten (, Kultur”). Gleichzeitig bedarf es der
Erhaltung und Verbesserung des physischen, psychischen und sozialen Wohlbefindens der
Menschen (,, Gesundheit”).

Hintergrund

Nachhaltigkeit
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Einleitung

Nachhaltige Mobilitat

10

Dies bedeutet im Kontext von Mobilitat:

eine Sicherung von Teilhabe- und Teilnahmemaoglichkeiten fur alle Bevolkerungs-
gruppen,

eine Gewahrleistung von wirtschaftlichen Austauschprozessen in Produktion und
Leistungserstellung mit Sicherung von Ausbildung, Arbeit und (sozialen) Transferleis-
tungen,

die Minderung von Umwelt- und Gesundheitskosten sowie der Kosten fur die Bereit-
stellung von (verkehrlicher) Infrastruktur,

eine weitgehende Vermeidung des Einsatzes von nicht-regenerationsfahigen Ressour-
cen wie Grundwasser, Boden/Flachen, Bodenschatzen wie fossile Energietrager, eine
Umstellung auf den Einsatz regenerativer Ressourcen, eine Vermeidung von Larmbe-
lastungen und der Zerstérung biotischer Systeme und Lebensraume (Erhaltung der
,Bio-Diversitat”),

die Vermeidung der Zerstérung oder Beeintrachtigung von Kulturgttern.

Dies kann ganzheitlich nur gelingen, wenn Verkehr, d.h. der Transport von Personen, Gitern
und Dienstleistungen, unter minimiertem Ressourceneinsatz, d. h. energie- und ressourcenef-
fizient, ermdglicht und betrieben wird (, Effizienz”). Dies betrifft Bau, Unterhaltung, Erneue-
rung, Ersatz/Ruckbau und Betrieb der Anlagen gleichermaBen. Dazu bedarf es einer Umstel-
lung auf weniger Ressourcen beanspruchende — oder auf regenerative Ressourcen nutzende
— Verkehrsmittel (,Konsistenz”). Gleichzeitig mussen Produktions-, Konsum- und Mobilitats-
formen so weiterentwickelt werden, dass auf Teile von Gutern und Leistungen oder auf physi-
sche Mobilitat von Personen und/oder Gutern verzichtet werden kann (, Suffizienz"”).

Im raumlichen Zusammenhang kénnen fir eine nachhaltige Verkehrsentwicklung Beitrage

leisten:

eine integrierte Raum-/Siedlungspolitik, Verkehrs- und Mobilitatspolitik auf allen Ebe-
nen (Bund, Land, Region, Stadt, Quartier),

eine ausreichende und vertragliche Siedlungsdichte,

die Mischung von Funktionen, Nutzerkreisen und Bauformen,

Polyzentralitat und achsiale Entwicklung der Siedlungs- und Versorgungsstandorte
sowie eine systematische Vernetzung der Verkehrstrager.

Nachhaltige Mobilitat basiert vor allem auf:

hohen Anteilen nichtmotorisierter Verkehre,

hohen Anteilen eines energie- und ressourceneffizienten sowie postfossilen Offentli-
chen Verkehrs,

einem Einsatz von Elektrofahrzeugen, Wasserstoff- und Hybridfahrzeugen im motori-
sierten Individualverkehr, im OPNV und im Guter-Wirtschaftsverkehr,

einer Starkung inter- und multimodaler Mobilitatsformen durch ,,bequeme” Informa-
tionszuganglichkeit und Nutzungsformen wie auch Ubergénge,
verkehrsvermeidenden Einsatzformen virtueller Mobilitat (, Kommunikation™).
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Bebauungsplan

Ein Bebauungsplan regelt die Art und das MaB der baulichen Nutzung von Grundstiicken und
die Nutzung der von einer Bebauung frei zu haltenden Flachen (z. B. Bauweise, Versorgungs-
und Grunflachen). Er enthalt die rechtsverbindlichen Festsetzungen fir die stadtebauliche Ord-
nung (vgl. § 8 Abs. 1 S. 1 BauGB) fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes (vgl. § 9 Abs. 1 S.
1 BauGB). Als verbindlicher Bauleitplan bildet der Bebauungsplan das Hauptinstrument zur
Umsetzung der gemeindlichen Planungshoheit. GemaB § 8 Abs. 1 S. 2 BauGB bildet der Be-
bauungsplan die Grundlage fur weitere, zum Vollzug des BauGB erforderliche MaBnahmen.

Ziele

Verantwortlichkeit
Gesetzl. Grundlage

Verbindlichkeit

Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
Instrumenten

. |

Gemal § 1 Abs. 5 BauGB hat ein Bebauungsplan folgende Ziele:
D Gewabhrleistung einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung, wobei insbesondere
Wert auf soziale, wirtschaftliche und umweltschiitzende Aspekte gelegt wird,
D Gewabhrleistung einer sozialgerechten Bodennutzung, welche dem Allgemeinwohl die-
nen soll,

D Sicherung einer menschenwirdigen Umwelt,

» Entwicklung und Schutz der natirlichen Lebensgrundlagen,

D Forderung des Klimaschutzes,

D Erhaltung der stadtebaulichen Gestalt sowie baukultureller Orts- und Landschaftsbilder
Kommune

Kommunale Pflichtaufgabe nach § 1 Abs. 3 BauGB (sofern die Erforderlichkeit gegeben ist)

Rechtsverbindlicher Plan, wobei die Gemeinden nur unter bestimmten Voraussetzungen zur
Aufstellung verpflichtet sind

Als kommunale Pflichtaufgabe nicht férderfahig

Beschluss zur Aufstellung eines Bebauungsplans, frihzeitige Beteiligung, Entwurf, Auslegung
und Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange, Abwagung der Belange, ggf. Anderungen,
Satzungsbeschluss

Der Bebauungsplan konkretisiert meist die Festsetzungen eines Flachennutzungsplans (vorbe-
reitender Bauleitplan), kann aber auch als selbststandiger Bebauungsplan aufgestellt werden,
wenn kein Flachennutzungsplan erforderlich ist, um die stadtebauliche Entwicklung zu ordnen.



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Durch das Instrument des Bebauungsplans lassen sich wichtige
Rahmenbedingungen fir eine nachhaltige Mobilitat schaffen,
die jedoch einer weiteren Konkretisierung in Verbindung mit
dem Bauordnungsrecht bedurfen, z.B. Stellplatze, Carsharing
(siehe auch Mobilitdtsmanagement).

Insgesamt sollen die Nachteile des motorisierten Individual-
verkehrs, insbesondere die Flacheninanspruchnahme des ru-
henden Verkehrs, reduziert und die Qualitat des 6ffentlichen
Raumes gestarkt werden.

Die Facette der interkommunalen Bebauungsplane bietet die
Moglichkeit, Uber die Gemeindegrenzen hinweg eine nachhal-
tige Flachenentwicklung zu erzielen.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Der Bebauungsplan bietet Uber das Mal3 der baulichen Nut-
zung eine direkte Einflussnahme auf die Flacheninanspruch-
nahme und die Verkehrserzeugung. Bei seiner Aufstellung sind
Belange des Umweltschutzes, der menschlichen Gesundheit,
aber auch des offentlichen Personennahverkehrs und nicht
motorisierten Verkehrs zu bericksichtigen.

Uber die Art der baulichen Nutzung und die Festsetzung bei-
spielsweise von Grunflachen kénnen wichtige Rahmenbedin-
gungen fur die Nahversorgung geschaffen werden, die insbe-
sondere die Nutzungs- und Teilhabemdoglichkeiten fur altere
und finanziell benachteiligte Bewohnerinnen und Bewohner
starken.

Uber die Dimensionierung der Verkehrsflachen und die Fest-
setzung von Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
kénnen darlber hinaus Flachen fir den Rad- und FuBverkehr,
fur das Abstellen von Fahrradern oder fir das Parken von Fahr-
zeugen vorgesehen werden.

Beispiele aus der Praxis

D Bremen, Neues Hulsberg-Viertel
https://www.bremen.de/leben-in-bremen/bremen-
wird-neu/neues-hulsberg-viertel_[zugegriffen am
18.05.2020]

D Darmstadt, Lincoln-Siedlung (siehe auch ausfihrliches
Beispiel im Anhang)
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobi-
litaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-und-projekte/
mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung [zugegriffen am
18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen

D Bunzel, Arno (Hg.) (2013): Satzungsrecht nach dem
Baugesetzbuch. Difu. Berlin

D Krautzberger, Michael (2019/2020): ,Stadtebaurecht”,
in: Handbuch fur Bauingenieure. Heidelberg

D Louis, Hans-Walter (2019/2020): ,Raumrelevantes Um-
weltrecht”, in: Handbuch fur Bauingenieure. Heidel-
berg
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Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan stellt das Gbergeordnete Grundkonzept der gesamtstadtischen bzw.
gemeindlichen Entwicklung dar und formuliert eine Entwicklungsperspektive. Diese bildet den
Rahmen fur konkrete stadtebauliche Vorhaben und Bauprojekte. Mégliche Darstellungsinhalte
sind im BauGB benannt. Der Flachennutzungsplan definiert die Nutzung der Flachen (Wohn-
gebiet, Gewerbegebiet, Grunflachen, Verkehrsflachen), verweist auf Restriktionen (Altlasten,
Hochwasserschutz) und tbernimmt die Inhalte der Fachplanungen (Regionalbahn, Bundesfern-
straBen, Hauptverkehrstrassen etc.).

Ziel ist die Steuerung und Unterstiitzung der siedlungsstrukturellen réumlichen Entwicklung.
Die verschiedenen Nutzungsanspriiche (Wohnen, Arbeiten, Erholen, Einkaufen) und Interessen
(6ffentlich, privat) sollen rdumlich — u.a. mittels Flachenmanagement — in ein ausgewoge-
nes Gleichgewicht gebracht werden. Die Flachenvorhaltung fur z. B. Schienenstrecken gehort
ebenfalls zu den Zielen des Flachennutzungsplans.

Kommune

Kommunale Pflichtaufgabe nach § 1 Abs. 3 BauGB (sofern die Erforderlichkeit gegeben ist)

Grundsatzlich behordenverbindlich, teilweise unmittelbare AuBenwirkung bei Vorhaben im
AuBenbereich (z.B. Windenergie), kein Rechtsanspruch auf Erstellung

Als kommunale Pflichtaufgabe nicht férderfahig, vorgelagerte Konzepte maglicherweise for-
derfahig

Verpflichtende Beteiligung von Birgerinnen und Blrgern sowie Amtern ist im BauGB formell
geregelt; Planungshorizont ist zunédchst 10 bis 15 Jahre, danach sollte eine Neuaufstellung
bzw. Anderung des Flachennutzungsplans erfolgen.

Berlicksichtigung des Regionalplans

Berlicksichtigung von Stadtentwicklungskonzepten

Rahmensetzung fir Bebauungspléne

MaBnahmen aus Fachplanungen (z. B. Lirmminderungsplan), Konzepten (z. B. Integrier-
tes Stadtentwicklungskonzept), aber auch der strategischen Verkehrsplanung (z. B.
Verkehrsentwicklungsplan, Sustainable Urban Mobility Plan) kénnen Gber die Flachen-
nutzungsplanung und die dortigen Darstellungsmoglichkeiten des § 5 Abs. 2 BauGB
formell gesichert werden



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Der Ausschluss von Bauvorhaben im AuBenbereich, die Fest-
schreibung von kleinteiliger Nutzungsmischung und eine fla-
chensparsame Siedlungsentwicklung unterstiitzen eine nach-
haltige Mobilitat und sichern oder verbessern die Erreichbarkeit
vor allem ohne MIV. Standorte fiir Park & Ride kénnen gesichert
werden. Hierbei ist jedoch nicht nur die rdumliche Distanz (Ra-
dius) entscheidend, sondern auch die Beachtung tatsachlicher
Barrieren (tatsachliche Zuganglichkeit). Inhaltlich verfigt der
Flachennutzungsplan Gber vielfaltige Festschreibungsmaoglich-
keiten. Es ist moglich, mittels verbindlicher Bebauungsplane die
konkrete stadtebauliche Entwicklung gegentber der geplan-
ten langfristigen stadtebaulichen Entwicklung im Flachennut-
zungsplan abweichend voranzutreiben. Der Flachennutzungs-
plan kann im Nachhinein , berichtigt” werden. Dadurch kann
die Wirksamkeit des Flachennutzungsplans stark eingeschrankt
werden, da dieser der tatsachlichen Bauleitplanung nicht mehr
folgt und keinen Orientierungsrahmen mehr bietet.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Der Flachennutzungsplan kann mittelbar tber die Art der bau-
lichen Nutzung die Verkehrserzeugung und Verkehrsmittelnut-
zung beeinflussen. So kénnen Nutzungsmischung und kom-
pakte Strukturen den nicht motorisierten Verkehr begtinstigen.
Die Siedlungsflachenentwicklung entlang von Nahverkehrsach-
sen und eine entsprechend hohe Dichte im Nahbereich von
OV-Haltepunkten sowie die Flachenvorhaltung fur den OV
starken den &ffentlichen Verkehr.

Beispiele aus der Praxis

D Bremen - Neuaufstellung des Flachennutzungsplans

mit integriertem Landschaftsprogramm
https://fnp-bremen.de [zugegriffen am 18.05.2020]
Stuttgart — Flachennutzungsplan
https://www.stuttgart.de/aktueller-fnp [zugegriffen am
18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

Bunzel, Arno (Hg.) (2013): Satzungsrecht nach dem Bau-
gesetzbuch. Difu. Berlin

Krautzberger, Michael (2019/2020): , Stadtebaurecht”,
in: Handbuch fur Bauingenieure. Heidelberg

Louis, Hans-Walter (2019/2020): ,Raumrelevantes
Umweltrecht”, in: Handbuch fir Bauingenieure. Hei-
delberg
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FuBverkehrskonzept

Entwicklung von Konzepten und MaBnahmen fiir die Férderung des FuBverkehrs in Stadtquar-
tieren oder der Gesamtstadt, u.a. engmaschige Netze, Aufenthaltsqualitaten, Barrierefreiheit.

Ziele

Verantwortlichkeit
Gesetzl. Grundlage

Verbindlichkeit

Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
Instrumenten

. |

FuBverkehrskonzepte sollen die Erreichbarkeit im Nahbereich sichern und verbessern und kon-
nen den FuBverkehrsanteil am Gesamtverkehrsaufkommen stabilisieren oder steigern. Sie sind
ein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung von Stadtquartieren. Der FuBverkehr soll sicher auf
ausreichend dimensionierten Wegen mit attraktiven und dichten Querungsangeboten gefthrt
werden, die Aufenthaltsfunktion des 6ffentlichen (StraBBen-)Raumes soll gestarkt und Bewe-
gungsraume sollen zurtickgewonnen werden. Die Bevolkerung soll fiir die Belange/Probleme
(z.B. Elterntaxis) des FuBverkehrs sensibilisiert werden.

Kommune

Freiwillige Aufgabe

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Forderung von MaBnahmen indirekt durch Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG),
bei entsprechender Schwerpunktsetzung durch Stadtebauférderprogramme wie Soziale Stadt
und Stadtumbau West/Ost, Landesférderprogramme wie ,Los geht's!” (FuBverkehrs-Check)
in Baden-Wurttemberg oder Nahmobilitdts-Check tber die Arbeitsgemeinschaft Nahmobilitat
(AGNH) in Hessen; teilweise Voraussetzung fiir die Férderung von MaBnahmen

Eine Beteiligung ausgewahlter Zielgruppen (Kinder, Jugendliche, altere oder kérperlich ein-
geschrankte Personen) z.B. mittels Stadtteilspaziergangen ist erfahrungsgemaf sinnvoll und
zielfuhrend z.B. als FuBverkehrs-Checks.

D Unter Beriicksichtigung von Verkehrsentwicklungsplan, Sustainable Urban Mobility
Plan, Stadtebaulichem Rahmenplan (z.B. Integriertes stadtebauliches Entwicklungs-
konzept), Bebauungsplan

» In Verbindung mit Radverkehrskonzepten oder als Bestandteil von Nahmobilitatskon-
zepten, Mobilitatskonzept im Rahmen von Stadtentwicklungsvorhaben



Hinweise zur Anwendung des Instruments

FuBverkehrsplanung ist in kleinen Kommunen ein geeignetes
Instrument, um flachendeckend die Bedingungen zu verbes-
sern, z.B. Dimensionierung von Gehwegen, Querungsangebo-
te, Aufenthalt durch ansprechende Gestaltung des Verkehrs-
raumes, Zuganglichkeit von Infrastruktur wie Nahversorgung,
Schulen, Haltestellen.

In groBeren Stadten empfiehlt sich zunéchst die Fokussierung
auf die Quartiersebene, wobei exemplarisch einzelne (Wohn-)
Quartiere mit besonderem Handlungsbedarf betrachtet wer-
den und beispielhaft MaBnahmen mit Modellcharakter ent-
wickelt werden kénnen. Dabei ist besonders auf die Konkur-
renzen mit dem ruhenden Verkehr (Stichwort Gehwegparken)
und mit dem Radverkehr (Stichwort Freigabe von Gehwegen)
zu achten.

Ein weiterer Gesichtspunkt — insbesondere im l&dndlichen Raum
— ist die Bereitstellung und Sicherstellung von Versorgungsin-
frastruktur wie z. B. Einkaufsmoglichkeiten und soziale Infra-
struktur oder Betreuungs- und Bildungsangebote (Schulen),
die in fuBlaufiger Entfernung liegen. Dies ist zwar nicht Aufga-
be eines FuBverkehrskonzepts, gehort aber zu den Rahmenbe-
dingungen der FuBverkehrsforderung.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

FuBverkehr(-infrastruktur) fordert die Teilhabe- und Teilnahme-
maoglichkeit am gesellschaftlichen Leben; insbesondere fir mo-
bilitatseingeschrankte Menschen, Kinder und Jugendliche sind
gute Rahmenbedingungen im FuBverkehr essenziell. Dartber
hinaus werden die eigenstandige Mobilitdt von Kindern und
deren gesunde motorische Entwicklung unterstttzt. Eine Ver-
ringerung der volks- und betriebswirtschaftlichen Kosten, wie
Kosten fur Infrastruktur und deren Instandhaltung sowie der Ge-
sundheitskosten durch Forderung der aktiven Bewegung, z.B.
auf Schulwegen, werden unterstutzt. Der FuBverkehr als umwelt-
freundlicher Verkehrstrager tragt zu einer Reduzierung belas-
tender Luftschadstoffe und Larmemissionen bei. Ebenso wird
die Flacheninanspruchnahme von Verkehrsanlagen reduziert.

Beispiele aus der Praxis

D Berlin — FuBverkehrsstrategie Berlin
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/
fussgaenger/strategie/ [zugegriffen am 18.05.2020]

D  Griesheim — ,Besitzbare Stadt” und , Bespielbare Stadt”
(als Teilkonzept mit Fokus auf Altere bzw. Kinder)
https://www.griesheim.de/bildung-kultur/besitzbare-
stadt/ und https://www.griesheim.de/bildung-kultur/
bespielbare-stadt/ [zugegriffen am 18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

D AG Nahmobilitat (2016): Strategien zur Starkung der
Nahmobilitat in Hessen — Baustein FuBverkehr. Wies-
baden
https://www.mobileshessen2030.de/mm/Bro.Fuverk-
WEB-k.pdf [zugegriffen am 18.05.2020]

D Fachverband FuBverkehr Deutschland FUSS e.V. (2018):
FuBverkehrs-Checks & FuBverkehrs-Audits, Informatio-
nen zur Durchftihrung von FuBverkehrs-Checks

D Forschungsgesellschaft fur StraBen- und Verkehrswe-
sen FGSV (2011): Hinweise fur barrierefreie Verkehrs-
anlagen (HBVA), Nr. 212. K&In

D Nahverkehrsgesellschaft Baden-Wurttemberg NVBW
(Hg.) (2016): FuBverkehrs-Checks, Leitfaden zur Durch-
fuhrung. Dortmund/Karlsruhe
https://vm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/
redaktion/m-mvi/intern/Dateien/PDF/Fussverkehr_
Checks_Leitfaden_zur_Durchfuehrung.pdf [zugegrif-
fen am 18.05.2020]
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Integriertes stadtebauliches
Entwicklungskonzept

Einintegriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept oder Stadtentwicklungskonzept bildet eine
strategisch-planerische Grundlage fur eine nachhaltige Entwicklung von Stadten und Stadt-

quartieren und fur die Umsetzung entsprechender MaBnahmen. Hierbei werden verschiedene
Themen- bzw. Handlungsfelder (z. B. 6ffentlicher Raum, Einzelhandel und Nahversorgung, Bil-
dung und Qualifizierung, Griin- und Freiraum, Verkehr und Mobilitat), unterschiedliche raum-
liche Ebenen und relevante Akteurs- und Bevolkerungsgruppen einbezogen. Die Konzepte zie-
len auf eine langfristige Entwicklung ab.

Ziele

Verantwortlichkeit

Gesetzl. Grundlage

Verbindlichkeit

Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
Instrumenten

. |

mell informell

Ziel der integrierten Stadtentwicklung ist eine nachhaltige Entwicklung der Stadte und Stadt-
quartiere in einem tragfdhigen Gleichgewicht zwischen sozialen, ékologischen und 6kono-
mischen Aspekten. So finden die Sicherung des sozialen Miteinanders ebenso Eingang in die
Konzepte wie die Sicherung der 6kologischen Qualitat und der allgemeinen Lebensqualitat in
der Stadt sowie die Sicherung von Arbeitspldtzen. Angesichts gesamtgesellschaftlicher Veran-
derungsprozesse sollen Ressourcen gebtndelt, rdumliche Disparitaten vermieden und Chan-
cengleichheit fur alle Teilrdume und Bevolkerungsgruppen gewahrleistet werden.

Kommune

Besonderes Stadtebaurecht im BauGB, Verwaltungsvereinbarung Stadtebauférderung, ggf.
entsprechende Vorgaben der Lander beachten

Kein Rechtsanspruch auf Umsetzung, Voraussetzung fur die Férderung von MaBnahmen im
Rahmen der Stadtebauforderung

Ggf. Uber Stadtebauférderung moglich (Nachfrage bei der zustandigen Bewilligungsbehorde
des Landes erforderlich)

Entwicklung eines Konzepts mit Bestandsanalyse, Leitbild, Handlungszielen und -schwerpunk-
ten, konkreten Projekten und MaBnahmen, Evaluationskonzept sowie Kosten- und Finan-
zierungsplan, konkreter Gebietsbezug, integrierter Ansatz unter Berlcksichtigung von wirt-
schaftlichen, sozialen und umweltbezogenen sowie stadtebaulichen Aspekten, ortsspezifische
Schwerpunktsetzung moglich, weitreichende Beteiligung der Bevélkerung im Entstehungspro-
zess, kontinuierliche Fortschreibung empfehlenswert, Umsetzung haufig begleitet durch ein
entsprechendes Management, z.B. Quartiersmanagement

D Verbindung mit Gbergeordneten, sektoralen und teilrdumlichen Entwicklungskonzep-
ten und Planen, Berlcksichtigung im Rahmen der Bauleitplanung (sofern kommunal-
politisch beschlossen), als Rahmen des Verkehrsentwicklungsplans / Sustainable Urban
Mobility Plan oder in abgestimmter Bearbeitung



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Der Vorteil integrierter stadtebaulicher Entwicklungskonzep-
te liegt darin, dass sie einzelne Themen — wie die nachhalti-
ge Mobilitdt — in eine Ubergeordnete Entwicklungsstrategie
einbetten und einen konkreten raumlichen Bezug herstellen.
Durch den hohen Stellenwert, den die Beteiligung unterschied-
licher Fachdmter und verschiedener Akteure der Stadtgesell-
schaft einnimmt, kénnen MaBnahmen, die in diesem Rahmen
entwickelt werden, eine héhere Akzeptanz entfalten als isolier-
te (verkehrsplanerische) Fachplanungen.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

In Bezug auf eine nachhaltige Mobilitat kénnen Aussagen zu
Verkehrsnetzen und Verkehrsangeboten einschlieBlich der For-
derung von (Nah-)Mobilitdt, Mobilitatsdienstleistungen und
Mobilitatsmanagement mogliche Ansatze sein, die in einem
integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzept oder Stadt-
entwicklungskonzept aufgegriffen werden und der Koordinie-
rung von Verkehrs- und Siedlungsentwicklung dienen. Zudem
kénnen beispielsweise durch eine Férderung der Nahversor-
gung und Aufwertung offentlicher Raume forderliche Bedin-
gungen fir den Rad- und FuBverkehr geschaffen werden.

Beispiele aus der Praxis

D Leipzig — Fachkonzept Nachhaltige Mobilitat im inte-
grierten Stadtentwicklungskonzept , Leipzig 2030
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/stadtent-
wicklung/stadtentwicklungskonzept-insek/ [zugegrif-
fen am 18.05.2020]

D Darmstadt-Ost — Stadtumbau (Kapellplatzviertel/
Woogsviertel/Ostbahnhof)
https://da-bei.darmstadt.de/topic/vorhabenliste/
thought/1363 [zugegriffen am 18.05.2020]

D Gemeinden Windeck/Waldbrél 2025 — Interkommuna-
les Integriertes Entwicklungs- und Handlungskonzept
Gemeinden Windeck/Waldbrol 2025 (Rhein-Sieg-Kreis)
https://www.windeck-bewegt.de/dokumente/up-
load/170120_IKEHK_Windeck_Waldbroel_Druck.pdf
[zugegriffen am 18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen

D Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit — BMUB (2016): Integrierte stadte-
bauliche Entwicklungskonzepte in der Stadtebauforde-
rung. Eine Arbeitshilfe fir Kommunen, 2. Aufl.
https://www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/
SharedDocs/Publikationen/StBauF/Arbeitshilfe_ISEK.
pdf?__blob=publicationFile&v=5 [zugegriffen am
18.05.2020]
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Klimaschutzteilkonzept Mobilitat

Einordnung
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Verbindung zu anderen
Instrumenten
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Das Klimaschutzteilkonzept Mobilitat ist eine langfristig ausgelegte strategische Planungs- und
Entscheidungshilfe fur klimafreundliche Mobilitat in Kommunen. Sie umfasst ein breites MaB-
nahmenspektrum fur alle Verkehrstrager im Personen- und fur den Guterverkehr.

Primares Ziel des Klimaschutzteilkonzepts Mobilitat ist die Reduktion der verkehrlichen CO2-
Emissionen in den Gebietskorperschaften.

Kommunen, auch kommunale Zusammenschlisse wie Zweckverbande, Landkreise

Freiwillige Aufgabe, teilweise Voraussetzung zur Férderung von nachfolgenden investiven
MaBnahmen (Radverkehr, intermodale Verknipfungspunkte)

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Die Erarbeitung eines Klimaschutzteilkonzepts Mobilitdt wird im Rahmen der Nationalen Kli-
maschutzinitiative (z.T. durch Sonderprogramme wie Green City Plans) geférdert; neben dem
Konzept kénnen auch investive MaBnahmen geférdert werden.

Erstellung einer CO2-Bilanz, Entwicklung von Indikatoren und Aufbau eines Controllings; brei-
te Beteiligung und partizipative MaBnahmenentwicklung

D Unter Bertcksichtigung von Verkehrsentwicklungsplan/Sustainable Urban Mobility
Plan

Unter Berlcksichtigung von Masterplan Mobilitat

Unter Berlcksichtigung von Radverkehrs- oder Nahmobilitatskonzepten

Unter Berticksichtigung von Nahverkehrspldnen

Unter Bertcksichtigung von Luftreinhalte- und Larmminderungsplanen



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Die Erstellung einer CO2-Bilanz erweist sich in der Praxis durch
die haufig unzureichende Messbarkeit von Parametern als
schwierig. Es gibt keine expliziten Vorgaben dazu, welche Kili-
maschutzziele (abgesehen von Reduktion) in den kommunalen
Gebietskorperschaften gesetzt werden (Klimaziele des Bun-
des).

Wichtige Beitrdge zur nachhaltigen Mobilitat

Das Klimaschutzteilkonzept Mobilitat hat explizit eine kli-
mafreundliche Mobilitdt zum Ziel. Die Zielsetzung, die CO2-
Bilanz, die Definition von Indikatoren und die MaBnahmenent-
wicklung geschehen im Sinne des Klimaschutzes. Damit geht
aber auch eine Reduktion von Verkehrsauswirkungen hinsicht-
lich Ldrm und Luftreinhaltung einher.

Beispiele aus der Praxis

D Nahverkehr Rheinland — Klimaschutzteilkonzept Mobi-
litat fur das Rheinland
https://www.nvr.de/fileadmin/Dateien_NVR/Down-
loadcenter/Mobilitaetsentwicklung/NVR_Klimaschutz-
teilkonzept_Abschlussbericht.pdf [zugegriffen am:
18.05.2020]

D Bottrop — Klimaschutzteilkonzept Mobilitat fur Bottrop
https://www.bottrop.de/vv/downloads/kskmob_bot
[zugegriffen am 18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen
D Service- und Kompetenzzentrum: Kommunaler Klima-
schutz (SK:KK)

https://www.klimaschutz.de/service/das-beratungsan-
gebot-des-skkk [zugegriffen am 18.05.2020]
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Larmminderungsplan und
Larmaktionsplan

Larmminderungs- und Larmaktionspléne sind Planungsinstrumente zur strategischen (langfris-
tigen/kurzfristigen) Larmminderung. Bestandteil der Larmminderungsplanung ist die Erfassung
und Darstellung von Larmbelastungen in Larmkarten (StraBen-, Schienen- und Luftverkehrs-,
Industrie- und Gewerbelarm) fir definierte Ballungsraume, Hauptverkehrswege und GroBflug-
hafen, um stark durch Larm belastete Bereiche zu identifizieren. Es werden wirtschaftliche und
aufeinander abgestimmte SchallschutzmaBnahmen beschrieben; verschiedene Ansatze zur
Umsetzung Uberlagern sich.

Ziel ist die langfristige Reduzierung der Larmbelastung entlang von Verkehrsinfrastrukturen,
die Einhaltung von Grenzwerten nach Richtlinie 2002/49/EG und der Schutz ruhiger Gebiete
vor einer Zunahme von Gerduschimmissionen.

Kommune, Landesbehérde, Eisenbahnbundesamt (fiir Schienenwege)

Nach § 47 BImSchG ist die Lirmminderungsplanung eine verpflichtende Aufgabe fiir Ballungs-
raume mit tber 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern (EW) und einer Bevolkerungsdichte
von mehr als 1.000 EW pro Quadratkilometer bzw. Ballungsraume mit tiber 250.000 EW, fur
HauptverkehrsstraBen mit einem Verkehrsaufkommen von tber drei bzw. sechs Mio. Kfz pro
Jahr, Haupteisenbahnstrecken mit einem Verkehrsaufkommen von tiber 30.000 bzw. 60.000
Zugen pro Jahr und GroBflughdfen mit Gber 50.000 Starts/Landungen. Mittels Larmkarten
werden Belastungen identifiziert und bei Grenzwerttberschreitungen, d.h. 24-Stunden-Pegel
(LDEN) von = 70 dB(A) und/oder Nachtpegel (LNight) von = 60 dB(A), sind Larmaktionsplane
zur kurzfristigen Larmminderung aufzustellen.

Der Larmaktionsplan ist behordenverbindlich. Die Umsetzung von Larmminderungsplanen
kann von Betroffenen unter Umstanden eingeklagt werden. Es besteht aber kein Rechtsan-
spruch auf Umsetzung der MaBnahmen des Larmaktionsplans.

Als Pflichtaufgabe nicht férderfahig

Erstellung der Larmkarten auf Basis von vorgegebenen Berechnungsverfahren. Die Larmkarten
haben den Mindestanforderungen des Anhangs IV der Richtlinie 2002/49/EG des Européa-
ischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 zu entsprechen und die nach Anhang
VI der Richtlinie 2002/49/EG mittels BMU an die Kommission zu Ubermittelnden Daten zu
enthalten. Larmkarten sind alle fiinf Jahre zu tiberarbeiten. Die Offentlichkeit ist an der Auf-
stellung der Larmaktionsplane zu beteiligen.

Wird oft in engem Zusammenhang mit Verkehrsentwicklungsplan erstellt
Larmaktionsplan als Bestandteil des Larmminderungsplans

Unter Berlcksichtigung von Flachennutzungsplan

Unter BerUcksichtigung von Bebauungsplan moglich



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Bisher werden die einzelnen Verkehrstrager i.d.R. separat be-
handelt, da eine gesetzliche Grundlage fir die gemeinsame
Betrachtung fehlt. Das fihrt dazu, dass Mehrfachbelastungen
nicht abgebildet werden. MaBnahmen waren jedoch auch bei
einer zu hohen Gesamtbelastung sinnvoll, auch wenn der ein-
zelne Verkehrstrager nicht iber dem Grenzwert liegt.

Zudem ware eine verbindliche Festlegung von strategischen
Zielen und Verzahnung mit anderen Planungsinstrumenten auf
gesamtstadtischer Ebene notwendig, um eine integrierte Be-
trachtung und Diskussion der Larmproblematik und im weiteren
Schritt koordinierte, effektive MaBnahmen fur eine nachhalti-
ge Mobilitat zu ermdglichen.

Zuséatzliche Hurden stellen der Koordinationsaufwand zwischen
den Verkehrstragern und der Mangel an vergleichbaren Wer-
ten und ZielgroBen fur die Bewertung von MaBnahmen dar.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Die Instrumente sind grundsatzlich gut geeignet, um die Belas-
tung durch die unterschiedlichen Verkehrsinfrastrukturen auf-
zuzeigen. Insbesondere in Ballungsraumen treten Gerdusch-
emissionen verschiedener Verkehrstrager oft gebtndelt auf
(z.B. Fluglérm, StraBenlarm, Schienenlarm). Larmminderungs-
plane und Larmaktionskarten leisten einen Beitrag zur nach-
haltigen Mobilitat, indem (insbesondere die durch den MIV
verursachte) Larmbelastung reduziert und die Aufenthaltsqua-
litat in larmbelasteten Zonen durch die Umsetzung von MaB-
nahmen erhoht wird.

Beispiele aus der Praxis

D Hamburg — Informationen zur Larmminderungspla-
nung sowie interaktive Larmkarten und LAP:
https://www.hamburg.de/laerm/ [zugegriffen am:
18.05.2020]

D Norderstedt — Larmminderungs- und Larmaktionspla-
nung, als eine der ersten Kommunen mit umfangrei-
cher Offentlichkeitsbeteiligung (2008-13)
https://www.norderstedt.de/Leben-Wohnen/Woh-
nen/%?20Umwelt/Larmschutz/Larmaktions%20plan-
Norderstedt [zugegriffen am: 18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

D Umweltbundesamt (2015): Handbuch Larmaktionspla-
ne. Handlungsempfehlungen fir eine larmmindernde
Verkehrsplanung. Dessau-RoBlau
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/
handbuch-laermaktionsplaene-handlungsempfehlun-
gen [zugegriffen am 18.05.2020]

D \Volpert, Michael et al. (2010): Stand der kommunalen
Larmaktionsplanung — unterschiedliche Vorgehenswei-
sen und das Beispiel Berlin; in: Handbuch der kommu-
nalen Verkehrsplanung; Kapitel 2.3.1.3. Berlin/Heidel-
berg
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Luftreinhalteplan

Der Luftreinhalteplan (und Luftreinhalteaktionsplan) ist ein nach dem Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) definiertes Planungsinstrument zur strategischen Verbesserung der Luftqua-
litat. Wenn die von der EU und national gesetzten maximalen Immissionswerte Gberschritten
werden, sind die zustandigen Behorden verpflichtet, Luftreinhaltepléane aufzustellen und darin
MaBnahmen zur dauerhaften Verminderung der Luftverunreinigungen festzulegen. Werden
sogenannte Alarmwerte Uberschritten, ist ein ,Plan fur kurzfristige MaBnahmen”, allgemein
LAktionsplan” genannt, zu erstellen.

Ziel ist es, die Luftqualitat insbesondere in belasteten Ballungsrdumen zu verbessern und die
gesetzlichen Grenzwerte zu Immissionskonzentrationen langfristig einzuhalten oder zu unter-
schreiten bzw. die Zeitdauer ihrer Uberschreitung kurz zu halten.

Lander bzw. Landesbeh&rden im Benehmen mit den betroffenen Kommunen, regionale Ge-
bietskorperschaften

Verpflichtende Aufgabe nach EU-Richtlinien zur Luftqualitdt und BImSchG §47 fir Kommu-
nen bei Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte auf eigenem Gebiet. Bei Emittenten aus
Kommunen, die in anderen Kommunen nachweislich zur Uberschreitung der Immissionsgrenz-
werte fuhren, sind erstere Kommunen ebenfalls verpflichtet, Luftreinhaltepléane aufzustellen.

Behdordenverbindlich, bei planungsrechtlichen Festlegungen (z. B. Bebauungsplan) zu berlck-
sichtigen (enger Abwagungsspielraum)

Als verpflichtende Auflage bei Grenzwerttiberschreitungen nicht forderfahig; Fonds der Bun-
desregierung, z.B. ,,Nachhaltige Mobilitat fur die Stadt”, kénnen unterstitzende Leistungen
fur Kommunen anbieten

Ubergreifende Verursacheranalyse, integrierter Ansatz (d. h. Luftreinhaltung nicht zulasten von
Wasser, Boden, Mensch oder anderen Rdumen), Offentlichkeit ist an der Aufstellung der Plane
zu beteiligen

Unter Berlicksichtigung von Regionalpldnen

Unter Berlcksichtigung von Bebauungsplan

Unter Berlcksichtigung von Verkehrsentwicklungsplan
Unter BerUcksichtigung von Nahverkehrsplan

Unter BerUcksichtigung von Flachennutzungsplan
Unter Bertcksichtigung von ,Green City Masterplan”



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Im Gegensatz zur Larmminderungsplanung ist die Luftreinhal-
teplanung verursachertbergreifend, da sie von gemessenen
Schadstoffbelastungen ausgeht, in denen sich alle Emissionen
Uberlagern. Bei der Umsetzung von Luftreinhaltepldnen mus-
sen dkonomische, soziale und 6kologische Aspekte in Einklang
gebracht werden. Die Konkretisierung von MaBnahmen und
deren Umsetzung wird durch die Tatsache erschwert, dass ein
lokal gemessenes Problem nicht unbedingt eindeutig nur ei-
nem Verursacher zuzuordnen ist. Der wahrgenommene Spiel-
raum bei der Aufstellung und Umsetzung von MaBnahmen
war bisher oftmals auch politischen Interessen unterworfen.
Aufgrund des Leipziger Urteils zur Zuldssigkeit von Fahrverbo-
ten hat sich der Handlungsdruck jedoch erhéht und der Spiel-
raum verringert, sodass die Stadte zu einer oftmals weiterge-
henden MaBnahmenumsetzung angehalten sind.

Bei Uberschreitung von Grenzwerten kurzfristig zu ergreifende
MaBnahmen sollten nicht zu einer (auch jahrlich wiederkeh-
renden) Verzdgerung einer nachhaltigen Losung beitragen.
Vielmehr sollte die langfristige und dauerhafte Einhaltung der
Grenzwerte angestrebt werden. Die Abstimmung mit Belan-
gen der Regionalplanung deutet in diese Richtung.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Das Instrument ist grundsatzlich geeignet, um die Lebensqua-
litat gerade in Ballungsrdumen zu verbessern und zu Uber-
wachen, da hier durch Verkehr, Industrie etc. die Luftqualitat
starker beeintrachtigt sein kann. Die Zielsetzung des BImSchG
ist die Berlicksichtigung der 6kologischen Aspekte zur Siche-
rung von Luftqualitdt. Kommunen und Lander kénnen weitere
Zielwerte definieren, um strengere lokale Grenzwerte zu er-
reichen. Die Beteiligung der Offentlichkeit tiber die Versffent-
lichung der Werte zur Luftqualitat ermdglicht eine Kontrolle
und Diskussion mit allen Betroffenen. Benachteiligte Gruppen
oder Gebiete kénnen so gezielter geférdert werden.

Beispiele aus der Praxis

D Hamburg - Luftreinhalteplanung (2. Fortschreibung)
https://www.hamburg.de/contentblob/9024022/%20
7dde37bb04244521442fab91910fa39c/data/d-
Irp-2017.pdf [zugegriffen am 18.05.2020]

D Berlin — Luftreinhalteplan
https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/luft/luftreinhal-
tung/luftreinhalteplan_2025/index.shtml [zugegriffen
am 18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

D Umweltbundesamt (2014): Bestandsaufnahme und
Wirksamkeit von MaBnahmen der Luftreinhaltung.
Dessau-RoBlau
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/
medien/378/publikationen/texte_26_2014_kom-
plett_23.5.2014_0.pdf [zugegriffen am 18.05.2020]

» Umweltbundesamt: Ubersicht der Luftreinhalte- und
Aktionspldne in Deutschland. Dessau-RofBlau
http://gis.uba.de/website/umweltzonen/index.
php?tab=Irp [zugegriffen am 18.05.2020]

25

SRL


https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_26_2014_komplett_23.5.2014_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_26_2014_komplett_23.5.2014_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_26_2014_komplett_23.5.2014_0.pdf
http://gis.uba.de/website/umweltzonen/index.php?tab=lrp
http://gis.uba.de/website/umweltzonen/index.php?tab=lrp
https://www.hamburg.de/contentblob/9024022/%207dde37bb04244521442fab91910fa39c/data/d-lrp-2017.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/9024022/%207dde37bb04244521442fab91910fa39c/data/d-lrp-2017.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/9024022/%207dde37bb04244521442fab91910fa39c/data/d-lrp-2017.pdf
https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/luft/luftreinhaltung/luftreinhalteplan_2025/index.shtml
https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/luft/luftreinhaltung/luftreinhalteplan_2025/index.shtml

Mobilitatsmanagement und

Mobilitatsmanagementkonzept

Mobilitdtsmanagement bezeichnet die zielorientierte und zielgruppenspezifische Beeinflussung
des Mobilitatsverhaltens mit koordinierenden, informatorischen, organisatorischen, finanziel-
len, betrieblichen und beratenden MaBnahmen, in der Regel unter Einbeziehung weiterer Ak-
teure. Mobilitdtsmanagement ist als Ubergeordnete Strategie zu verstehen. Mobilitdtsmanage-
mentkonzepte oder Mobilitdtsmanagementplane benennen Ziele, Handlungsfelder, Aktivitaten
und MaBnahmen, verantwortliche und beteiligte Akteure sowie erforderliche Ressourcen. Sie

sollten auch Hinweise zur Prozessorganisation und Evaluation enthalten.
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= IME informell

Mobilitatsmanagementkonzepte sind ein Instrument zur Umsetzung tibergeordneter verkehrs-
politischer und sonstiger Ziele. Durch Einbeziehung verschiedener Akteure, und insbesondere
von verkehrserzeugenden Einrichtungen, soll dabei bereits auf die Verkehrsentstehung bzw.
auf die grundlegenden Entscheidungen zum Mobilitatsverhalten (Verkehrsmittelwahl, Ziel-
wahl, Routenwahl) Einfluss genommen werden. Sie beeinflussen das Verhalten mobiler Perso-
nen, erleichtern den gleichberechtigten Zugang zu den Verkehrsmitteln des Umweltverbundes
und reduzieren so den motorisierten Individualverkehr.

Kommunen, Regionen, Verkehrsverbiinde sowie verkehrserzeugende Einrichtungen (Unter-
nehmen, Bildungseinrichtungen, Freizeiteinrichtungen usw.), ggf. auch Lander und Bund

Freiwillige Aufgabe

Selbstverpflichtung durch selbstbindende Beschlusse des jeweiligen Tragers des Mobilitdtsma-
nagementkonzepts, z.B. der (kommunalen) Gebietskorperschaft oder des Unternehmens

Forderprogramme fur die Erstellung von Mobilitdtsmanagementkonzepten (u. a. effizient mo-
bil, mobil gewinnt), bei entsprechender Ausgestaltung auch als Klimaschutzteilkonzepte Mo-
bilitat forderfahig, teilweise Sonderprogramme der Lander

Vororientierung, Problemanalyse, MaBnahmenuntersuchung, Abwéagung und Entscheidung,
Umsetzung und Wirkungskontrolle

D Als Bestandteil von Klimaschutzkonzepten
D Unter Bericksichtigung von Verkehrsentwicklungsplanen/Sustainable Urban Mobility
Plans



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Mobilitdtsmanagementkonzepte kénnen als Instrument einer
Ubergeordneten Strategie auf vielen Ebenen und an vielen An-
satzpunkten zu einer nachhaltigeren Mobilitat beitragen; eine
frihzeitige Einbindung von Mobilitdtsmanagement in die be-
stehenden formellen und informellen Planungsprozesse schafft
gunstige Rahmenbedingungen. Betriebliche und schulische
Mobilitdtsmanagementkonzepte setzen bei den Prozessen und
Rahmenbedingungen der Verkehrsentstehung an. Mobilitats-
management ist ein vergleichsweise kostenglnstiger Ansatz.
Es kann auch zu Kostensenkungen fuihren, wenn ein kostspie-
liger Ausbau der Infrastruktur unterbleibt.

Beispiele aus der Praxis

D Sidhessen — Betriebliches Mobilitatsmanagement,
Studhessen effizient mobil
http://Awww.suedhessen-effizient-mobil.de [zugegriffen
am 18.05.2020]

D Frankfurt Rhein Main — Schulisches Mobilitdtsmanage-
ment in der Region FrankfurtRheinMain
https://www.ivm-rheinmain.de/kommunaler-service/
schulisches-mobilitatsmanagement/ [zugegriffen am
18.05.2020]

D Muinchen — Kommunales Mobilitdatsmanagement, Neu-
burgerpaket, betriebliches Mobilitdtsmanagement
https://www.gscheid-mobil.de [zugegriffen am 18.05.
2020]

D Darmstadt — Mobilitatsmanagement in der Entwick-
lung von Neubauquartieren, Lincoln-Siedlung (siehe
auch ausfuhrliches Beispiel am Ende dieser Broschure)
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobi-
litaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-und-projekte/
mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung/ [zugegriffen am
18.05.2020]

Wichtige Beitrdge zur nachhaltigen Mobilitat

Forderung der Verkehrsmittel zugunsten des Umweltverbun-
des und einer effizienten Nutzung der bestehenden Verkehrs-
systeme, Fokussierung auf das individuelle Mobilitatsverhalten
und eine dauerhaft nachhaltigere Mobilitat.

Weiterfihrende Informationen

D Bundesinstitut fur Bau-, Stadt- und Raumforschung
(BBSR) (2019): Mobilitdtsmanagement — Ansatze, Ak-
teure, Ausblick. Informationen zur Raumentwicklung
1/2019

D Forschungsgesellschaft fur StraBen- und Verkehrswe-
sen FGSV (2018): Empfehlungen zur Anwendung von
Mobilitatsmanagement, Nr. 167. KéIn

D Mobilitatsmanagement in Nordrhein-Westfalen
www.mobilitaetsmanagement.nrw.de [zugegriffen am
18.05.2020]

D Schreiner, Martin (2017): Mobilitdtsmanagement in
Minchen: bisherige Erfahrungen und zuktnftige He-
rausforderungen, in: Handbuch der kommunalen Ver-
kehrsplanung; Artikel 3.1.3.2. Heidelberg

D Stiewe, Mechtild; Reutter, Ulrike (Hg.) (2012): Mobili-
tatsmanagement — Wissenschaftliche Grundlagen und
Wirkungen in der Praxis. Essen

D Zukunftsnetz Mobilitat in Nordrhein-Westfalen
https:/Avww.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de [zugegrif-
fen am 18.05.2020]
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Nahmobilitatskonzept

Entwicklung von Konzepten fur die Férderung des nicht-motorisierten Verkehrs (FuB-, Radver-
kehr etc.) auf kommunaler Ebene. Fiir den Nahraum kann auch der OPNV einbezogen werden,
der fir mobilitatseingeschrénkte Personen zur Uberwindung von geringen Distanzen wichtig
sein kann.

Ziel ist die Steigerung des Anteils nicht-motorisierten Verkehrs am Gesamtverkehrsaufkom-
men, insbesondere auf Wegen kurzer Distanzen und Reisezeiten in kleinen Netzen als Beitrag
zur nachhaltigen Entwicklung des urbanen Raums (,,Stadt der kurzen Wege").

Kommune

Freiwillige Aufgabe

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Forderung von MaBnahmen durch Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG), nationalen
Radverkehrswegeplan, nationale Klimaschutzinitiative, Stadtebauférderprogramme wie Sozia-
le Stadt und Stadtumbau West/Ost sowie entsprechende Landesprogramme, z.B. Aktionsplan
Nahmobilitdt NRW oder Hessen (Nahmobilitdts-Check)

Beteiligung ausgewahlter Zielgruppen (z.B. Kinder und Jugendliche oder korperlich einge-
schrankte Personen) sinnvoll und erfahrungsgemaB zielfuhrend

D Unter Berticksichtigung von Planen und Konzepten wie Verkehrsentwicklungsplan,
Sustainable Urban Mobility Plan, stadtebaulicher Rahmenplan (z.B. integriertes stadte-
bauliches Entwicklungskonzept), nationalem Radverkehrsplan, Bebauungsplan
Unter BerUlcksichtigung von FuBverkehrskonzept/Nahverkehrskonzept

D Mobilitatskonzept im Rahmen von Stadtentwicklungsvorhaben

D Unter Berlcksichtigung Klimaschutzteilkonzept Mobilitat



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Nahmobilitatskonzepte sind insbesondere unter Vernetzungs-
und Integrationsaspekten relevant. Sie leisten einen wichtigen
Beitrag zur Forderung des Umweltverbundes (OPNV, FuB- und
Radverkehr) im Gesamtkontext. Nahmobilitdtskonzepte haben
gegeniber Einzelkonzepten fir den FuB- und Radverkehr den
Vorteil, dass die Wechselwirkungen und Konflikte von Anfang
an zusammenhangend betrachtet und z. B. Konkurrenzen friih-
zeitig erkannt und entflochten werden. Das Nahmobilitatskon-
zept ist daher idealerweise Rad- und FuBverkehrskonzepten
Ubergeordnet oder wird anstelle dieser Teilkonzepte erstellt.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Die Nahmobilitdt mit ihren umweltfreundlichen Verkehrstra-
gern leistet einen Beitrag zur Reduzierung belastender Luft-
schadstoffe und Larmemissionen sowie COz-Emissionen.
Ebenso reduziert sie die Flacheninanspruchnahme (Versie-
gelungswirkung, Trennwirkung), Boden- und Wasserver-
schmutzung. AuBerdem werden die volks- und betriebswirt-
schaftlichen Kosten, wie Kosten fir Infrastruktur und deren
Instandhaltung, sowie der Gesundheitskosten durch Forde-
rung der aktiven Bewegung reduziert. Nahmobilitdtskonzep-
te fordern die Teilhabe- und Teilnahmemaoglichkeit am gesell-
schaftlichen Leben fur alle Menschen unabhéngig von Alter,
Geschlecht, sozialem Status etc.

Beispiele aus der Praxis

D Frankfurt am Main — Férderung der Nahmobilitat
https://www.frankfurt-greencity.de/de/status-trends/
mobilitaet/foerderung-der-nahmobilitaet/ [zugegriffen
am 18.05.2020]

D Hessen — Forderung der Nahmobilitat
https://www.nahmobil-hessen.de [zugegriffen am
18.05.2020]

D Verl (Ostwestfalen)
https://www.verl.de/leben-in-verl/mobilitaet/verkehrs-
konzepte [zugegriffen am 18.05.2020]

» Dilmen (Munsterland)
https:.//www.duelmen.de/fileadmin/user_upload/duel-
men.de/radverkehr/Nahmobilitaetskonzept.pdf [zuge-
griffen am 18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

D AGFS Nordrhein-Westfalen (2015): Nahmobilitat im Le-
bensraum Stadt. Krefeld

D AGFS Nordrhein-Westfalen (2015): Nahmobilitdt kon-
kret. Krefeld

D AGFS Nordrhein-Westfalen (2015): Nahmobilitat 2.0.
Krefeld

D AG Nahmobilitat (2016): Strategien zur Starkung der
Nahmobilitat in Hessen. Wiesbaden

D Forschungsgesellschaft fur StraBen- und Verkehrswe-
sen FGSV (2014): Hinweise zur Nahmobilitat, Nr. 163.
Koln
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Nahverkehrsplan

Rahmenplan fir die Gestaltung der OPNV-Leistungen und ggf. Grundlage fir deren Ausschrei-
bung. Es werden Anforderungen an Umfang und Qualitat des OPNV-Angebotes als Mobilitéts-
sicherung sowie Vorgaben fur die verkehrsmitteltibergreifende Integration der Verkehrsleistun-
gen beschrieben. Die Belange der in ihrer Mobilitdt oder sensorisch eingeschrankten Menschen
sind zu bertcksichtigen.

Ziele

Verantwortlichkeit

Gesetzl. Grundlage

Verbindlichkeit

Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
Instrumenten

. |

Sicherung und Verbesserung von Erreichbarkeit durch die Angebote des OPNV

Kreise und kreisfreie Stadte fiir den kommunalen OPNV, Zweckverbande und Landesnahver-
kehrsgesellschaften fur den regionalen SPNV und Busverkehr

Nach Personenbeférderungsgesetz § 8 Pflichtaufgabe, Nahverkehrsgesetze der Bundeslander
legen die grundséatzlichen Inhalte der Nahverkehrsplane fest.

Kein Rechtsanspruch auf Umsetzung; Regionale Nahverkehrsplane haben keine unmittelbaren
Rechtswirkungen gegentber den Genehmigungsbehérden und den Verkehrsunternehmen.
Bei der Liniengenehmigung haben die Genehmigungsbehoérden (Bezirksregierungen) die In-
halte der jeweiligen kommunalen Nahverkehrsplane zu beachten.

Als Pflichtaufgabe nicht férderfahig

Vorhandene Verkehrsunternehmen wirken bei der Aufstellung mit. Das Einvernehmen der
kreisangehorigen Stadte und Gemeinden sowie Abstimmung mit benachbarten Kreisen und
kreisfreien Stadten ist erforderlich, eine Birgerbeteiligung moglich. Die Vertretungskorper-
schaft entscheidet Gber den Nahverkehrsplan.

Unter BerUcksichtigung von Raumordnung

Unter Berlcksichtigung von Landesplanung

Unter Berlcksichtigung von Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan
Unter Beriicksichtigung von OPNV-Infrastrukturfinanzierungsplan



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Mit dem Nahverkehrsplan legt die Kommune Rahmen- und
Zielsetzungen fir den OPNV fest und unterstiitzt somit ihre
6kologische, 6konomische und soziale Entwicklung. Die Be-
arbeitungstiefe des Nahverkehrsplans ist gesetzlich nicht ge-
regelt und wird unterschiedlich gehandhabt. Beispielsweise
werden die Vorgaben zur verkehrsmitteltbergreifenden Inte-
gration in vielen Fallen vernachlassigt. Je mehr hierzu Strategien
entwickelt werden, desto eher kénnen Nachhaltigkeit und Le-
bensqualitat in der Kommune bzw. Region verbessert werden.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Mit seinen Rahmenvorgaben und Zielsetzungen tragt der
Nahverkehrsplan wesentlich zu einem attraktiven OPNV in
der Kommune und Region bei. Durch Vorgaben zur verkehrs-
mitteltbergreifenden Integration kann der Umweltverbund
insgesamt gestarkt werden. Der Nahverkehrsplan tragt insbe-
sondere zu den Zielen bessere Erreichbarkeit, Reduzierung des
Flachenverbrauchs, Luftreinhaltung und Klimaschutz bei.
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Beispiele aus der Praxis

D Hannover — Kommunaler Nahverkehrsplan der Region
Hannover
https://www.hannover.de/Media/01-DATA-Neu/Down-
loads/Region-Hannover/Beitrage-der-regionalen-Ent-
wicklung/Nahverkehrsplan-2008-Textband [zugegrif-
fen am 18.05.2020]

D Berlin — Nahverkehrsplan Berlin
https://Awww.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/
oepnv/nahverkehrsplan/index.shtml [zugegriffen am
18.05.2020]

D Rheinland — Regionaler Nahverkehrsplan Nahverkehr
Rheinland (NVR)
https://www.nvr.de/fileadmin/Dateien_NVR/Down-
loadcenter/Verkehrsnetz/NVR_SPNV_Nahverkehrs-
plan2016.pdf [zugegriffen am 18.05.2020]

D Oberbergischer Kreis — Nahverkehrsplan Oberbergi-
scher Kreis mit Schwerpunkt Mobilitdtssicherung im
landlichen Raum (2017)
http://www.obk.de/cms200/mobilitaet/nahverkehr/
[zugegriffen am 18.05.2020]
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Parkraummanagementkonzept

Parkraumkonzepte steuern die Gesamtmenge an Parkraum in bestimmten Arealen oder fur die
Gesamtstadt. Sie sind oft Teil eines gesamtstadtischen oder teilraumlichen Verkehrskonzepts.
Dabei kann je nach Ziel der Konzepte nach Angeboten fiir unterschiedliche Nutzergruppen
differenziert und mithilfe von Limitierungen mittels Aspekten wie Gebuhren, Zeit, Fahrzeugart
oder weiteren kriteriengebundenen Kontingentierungen unterschieden werden. Parkraumbe-
wirtschaftung ist dabei ein zusatzliches ordnungsrechtliches Instrument, mit dem weitere Diffe-
renzierungen der Parkraumflachen erreicht werden kénnen.

Ziele

Einflussnahme auf die Verkehrslenkung, die Verteilung der Nachfrage auf die verfligbaren
Stellplatzanlagen, die Entlastung von Anwohnern und Besuchern, die Verschiebung in der Ver-
kehrsmittelwahl sowie die Generierung von Einnahmen tber Parkraumbewirtschaftung, um
die Kosten fur 6ffentliche Abstellanlagen von Kfz zu reduzieren. Parkraumkonzepte und die
Parkraumbewirtschaftung kdnnen auch bestimmte Nachfrage bevorrechtigen (z.B. Carsharing
oder E-Cars).

Verantwortlichkeit

Land, ggf. durch Rechtsverordnung auf die Kommune tbertragen

Gesetzl. Grundlage

Freiwillige Aufgabe

Verbindlichkeit

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Forderkulisse
Ggf. Forderung der Konzepterstellung, z.B. im Rahmen eines Verkehrskonzepts; Umsetzung
einer Parkraumbewirtschaftung nicht férderfahig

Prozessmerkmale

Erfassung von verkehrsbezogenen Daten, Schatzung der Personal- und Sachmittel sowie der
Einnahmen erforderlich, Festlegung von Evaluationskriterien, ggf. Einfihrung eines Qualitats-
managements

Verbindung zu anderen
Instrumenten » In Verbindung mit Stadtentwicklungsplénen
Unter Bertcksichtigung von Verkehrskonzepten, der Verpflichtung zur Herstellung von
Stellplatzen bzw. deren Einschrankung (auch Stellplatzsatzungen)
D Moglicher Bestandteil von Verkehrskonzepten sowie gesamtstadtischen, teilrdumli-
chen oder betrieblichen Mobilitdtskonzepten und Mobilitdtsmanagementkonzepten

. |



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Eine Parkraumbewirtschaftung muss immer straBenverkehrs-
rechtlich begriindet sein, z.B. durch Parkdruck oder Konkur-
renz zwischen Nutzergruppen. Nach StraBenverkehrsgesetz
(StVG) § 6a (6) besteht jedoch die Verpflichtung der Lénder,
bei Parkraummanagement eine Gebihrenordnung zu erlas-
sen, in der auch ein Hochstsatz festgelegt werden kann. Die
Wirksamkeit des Instruments setzt eine Uberwachung und
Sanktionierung von Fehlverhaltensweisen auch auBerhalb ei-
ner Parkraumbewirtschaftungszone voraus. Auch spricht vieles
dafur, dass isolierte Parkraumbewirtschaftung innerhalb eines
Teilraums eher zu , Ausweichverhalten” fuhrt, weswegen ein
gesamtstadtisches Parkraumkonzept oder die Integration in
eine Ubergeordnete stadtebauliche oder verkehrliche Planung
zu favorisieren ist. Kritisch ist zumeist noch die unzureichende
Datenlage und Organisation der Parkraumbewirtschaftung.
Gerade in groBeren Stadten scheint es Potenzial im Bereich
Qualitdtsmanagement und Controlling zu geben, welches
auch die Transparenz von Kosten und Nutzen erhéhen wirde.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Das Instrument kann zur Larm- und Abgasreduktion beitragen.
Die potenzielle Entlastung fur Anwohner in Form von Park-
druckreduzierung durch Parkraumbewirtschaftung kann im
Zusammenhang von Bestrebungen fir eine nachhaltigere
Mobilitat auch mit alternativen Mobilitdtsangeboten wie bei-
spielsweise Carsharing oder Elektromobilitadt durch Bevor-
rechtigung bei Parkzonen gefordert werden. MaBnahmen im
Bereich alternativer Mobilitdtsangebote kommen dann einer
Vielzahl an Nutzerinnen und Nutzern zugute. Haushalte mit
geringerem Mobilitdtsbudget kénnten so ebenfalls profitieren,
ohne ein eigenes Auto besitzen zu mussen. Eine Unterstitzung
des Umweltverbunds erfolgt mittels Parkraumbewirtschaftung
Uber die direkte Kostenweitergabe &ffentlicher Stellplatze an
die Nutzerinnen und Nutzer. Mittelbar kénnten hierfir auch
Angebote im OV-Bereich angepasst werden oder tiber andere
Alternativen wie Job-Tickets nachgedacht werden. Die Park-
raumbewirtschaftung ist ein wesentliches Instrument im be-
trieblichen Mobilitdtsmanagement.

Beispiele aus der Praxis

D Karlsruhe — Faires Parken in Karlsruhe — ein Leitfaden
fur die Burgervertretung
https://www.karlsruhe.de/b3/verkehr/automobil/geh-
wegparken/pilotprojekt/HF_sections/content/ZZmOM-
s7cQfpQC3/1478168754022/Broschiire_Faires%20
Parken_16-0072.pdf [zugegriffen am 18.05.2020]

D  Erfurt — Parkraumkonzeption Innenstadt Erfurt
https://www.erfurt.de/mam/ef/leben/verkehrsplanung/
vep/parkraumkonzeption_erfurt.pdf [zugegriffen am
18.05.2020]

D Darmstadt — Parkraumbewirtschaftungskonzept Ka-
pellplatzviertel Darmstadt
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobili-
taet-und-verkehr/parken/ [zugegriffen am 18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

D Agora Verkehrswende (2019): Parkraummanagement
lohnt sich! Leitfaden fir Kommunikation und Verwal-
tungspraxis. Berlin

D Agora Verkehrswende (2018): Umparken — Den &ffent-
lichen Raum gerechter verteilen: Zahlen und Fakten
zum Parkraummanagement. Berlin

D Ministerium fur Verkehr Baden-Wurttemberg (Hg.)
(2016): Parkraumbewirtschaftung — Nutzen und Effek-
te. Stuttgart

D Molenda, Inga (2016): Parkraumbewirtschaftung im
Spannungsfeld von Effizienz und Vertraglichkeit: eine
okonomische Analyse unter besonderer Berticksich-
tigung der Sonderparkberechtigung , Bewohnerpar-
ken”. Baden-Baden
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Einordnung

Ziele

Verantwortlichkeit
Gesetzl. Grundlage

Verbindlichkeit

Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
Instrumenten

. |

Radverkehrskonzept

Entwicklung von Konzepten und MaBnahmen fir die Férderung des Radverkehrs bzw. zur
Beseitigung von Mangeln und Defiziten auf kommunaler und regionaler Ebene. Betrachtet
werden in der Regel die Netzebene (raumlich) sowie die Infrastrukturebene. Auch Kommunika-
tionsmaBnahmen, Serviceangebote oder die Evaluation von Bestand oder bisherigen MaBnah-
men kdénnen Gegenstand von Radverkehrskonzepten sein.

Bessere, vor allem sichere und komfortable Angebote fir den Radverkehr, ggf. Steigerung des
Radverkehrsanteils am Gesamtverkehrsaufkommen als Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
des stadtischen und landlichen Raums im kommunalen und regionalen Kontext

Kommune, regionale Gebietskorperschaft, Land

Freiwillige Aufgabe

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Forderung indirekt durch Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG), Nationalen Radver-
kehrsplan, bei entsprechender Schwerpunktsetzung durch Klimaschutzprogramme (z.B. For-
derprogramm ,, Klimaschutz und Radverkehr” des BMU) oder Stadtebauférderprogramme wie
Soziale Stadt und Stadtumbau West/Ost; teilweise Voraussetzung zur Férderung von MaB-
nahmen. Landesprogramme z.B. Uber die Arbeitsgemeinschaft Nahmobilitat Hessen (AGNH)

Beteiligung ausgewahlter Zielgruppen (z.B. Kinder und Jugendliche) ist sinnvoll und erfah-
rungsgemal zielfihrend

D Unter Berticksichtigung von tbergeordneten Planen und Konzepten wie Nationaler
Radverkehrsplan, Verkehrsentwicklungsplan, Sustainable Urban Mobility Plan, stadte-
baulichem Rahmenplan (z.B. integriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept), Be-
bauungsplan

D Oftmals im Zusammenhang mit FuBverkehrs-/Nahmobilitdtskonzept, Nahverkehrspla-
nen (insbesondere Bike+Ride), Mobilitatskonzept im Rahmen von Stadtentwicklungs-
vorhaben, Luftreinhalteplan, Larmminderungsplan, Klimaschutzteilkonzept Mobilitat,
Fahrradstellplatzsatzungen, Flachennutzungsplan



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Das Radverkehrskonzept stellt ein wichtiges Planungsinstru-
ment in kommunalen Gebietskorperschaften dar, da es alle
drei Saulen der Nachhaltigkeit anspricht. Wichtig bei der Ent-
wicklung von Radverkehrskonzepten ist die Einbeziehung der
relevanten Quellen und Ziele (z.B. Wohnquartiere, Schulen,
Universitaten) und deren Verbindung in einem konsistenten
Netz. In gréBeren Stadten empfiehlt sich die Ausweisung eines
Hauptrouten- (fur den ,,schnellen” Radverkehr auf direktestem
Weg) und eines Nebenroutennetzes (fur ,langsamere” und
unsichere Radfahrende), um allen Anforderungen entsprechen
zu kénnen und das Fahrradfahren fur alle Bevolkerungsgrup-
pen attraktiv zu gestalten. Des Weiteren von Bedeutung ist die
Sicherstellung von geeigneten Abstellanlagen am Zielort. Ins-
besondere ist auch die Evaluation der Umsetzung in den Fokus
zu nehmen, um die Nachhaltigkeit im Sinne eines funktionie-
renden und systemischen Netzes gewahrleisten zu kénnen.
Angesichts der Zunahme von Pedelecs ist neben den je nach
Verkehrsmengen hoheren Anspriichen an die Wegeinfrastruk-
tur auf eine passende Ladeinfrastruktur zu achten. Im regiona-
len Kontext kann die Ausweisung von Radschnellverbindungen
den Radverkehrsanteil bei Pendlern erhéhen. Insgesamt sind
durch die zu erwartende Zunahme der AuBerortsverkehre mit
Pedelecs sichere Radverkehrsinfrastrukturen auBerorts von zu-
nehmender Bedeutung.

Die moglichen positiven Effekte der Radverkehrsférderung sind
eng damit verbunden, wie parallel mit dem MIV umgegangen
wird. Eine Férderung des Radverkehrs richtet sich vorrangig an
die stadtische Bevolkerung, die ohne begleitende Restriktionen
im MIV durch ihren Umstieg aufs Fahrrad Kapazitaten fur den
MIV-Pendlerverkehr schaffen kann.

Wichtige Beitrdge zur nachhaltigen Mobilitat

Der Radverkehr als umweltfreundlicher Verkehrstrager unter-
stutzt die Reduzierung belastender Luftschadstoffe und Larm-
emissionen. Ebenso reduziert er Erschitterung, Flachenin-
anspruchnahme (Versiegelungswirkung, Trennwirkung), Bo-
den- und Wasserverschmutzung. Reduzierung der volks- und

betriebswirtschaftlichen Kosten, wie Kosten fur Infrastruk-
tur und deren Instandhaltung, sowie der Gesundheitskosten
durch Forderung der aktiven Bewegung. Radverkehr (-infra-
struktur) fordert die Teilhabe- und Teilnahmemaoglichkeit am
gesellschaftlichen Leben, da der Zugang unabhangig von Alter,
Geschlecht, sozialem Status etc. i.d. R. fur alle Verkehrsteilneh-
menden gegeben ist.

Beispiele aus der Praxis

D Baden-Wurttemberg — Radstrategie Baden-Wurttemberg
https://www.fahrradland-bw.de/radverkehr-in-bw/rad-
strategie/ [zugegriffen am 18.05.2020]

D Minster — Stadtumfassende Radverkehrsforderung
https://www.stadt-muenster.de/verkehrsplanung/mit-
dem-rad/radverkehrskonzept.html [zugegriffen am
18.05.2020]

D Freiburgi.B.
https://www.freiburg.de/pb/,Lde/231552.html [zuge-
griffen am 18.05.2020]

D Karlsruhe
https://www.karlsruhe.de/b3/verkehr/radverkehr/mass-
nahmen.de [zugegriffen am 18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

D AG Nahmobilitat (2016): Strategien zur Starkung der
Nahmobilitdt in Hessen — Baustein Fahrradverkehr.
Wiesbaden

D Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruk-
tur — BMVI (2012): Nationaler Radverkehrsplan. Berlin

D Deutscher Stadte- und Gemeindebund (2016): For-
derung des Radverkehrs in Stadten und Gemeinden.
Berlin

D VM GmbH (2014): Hinweise zur Férderung des Rad-
und FuBverkehrs. Frankfurt am Main
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Regionales Entwicklungskonzept,
Integriertes Landliches Entwicklungskonzept

Regionale Entwicklungskonzepte (REK) und Integrierte Landliche Entwicklungskonzepte (ILEK)
dienen als strategisch-planerische Grundlage fur die Entwicklung von Regionen und die Vorbe-

reitung der Umsetzung entsprechender MaBnahmen. In der Regel wird ein sektorentbergrei-
fender Ansatz verfolgt und eine interkommunale Zusammenarbeit angestrebt. Lokale Akteure
sollen sich aktiv beteiligen und 6ffentliche-private Kooperationen geférdert werden. Der de-
mografische, 6konomische und technologische Wandel ist zu berticksichtigen. Mobilitat und
Verkehr sind mégliche, aber nicht zwingende Handlungsfelder.

Ziele

Verantwortlichkeit

Gesetzl. Grundlage

Verbindlichkeit

Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
Instrumenten

. |

mell informell

Ziel ist eine nachhaltige Entwicklung der Regionen in sozialer, wirtschaftlicher und umwelt-
bezogener Hinsicht. Die landlichen und stadtregionalen Rdume sollen als Lebens-, Arbeits-,
Erholungs- und Naturrdume gesichert werden. Die Integrierten Landlichen Entwicklungskon-
zepte sollen dem ILE-Programm zufolge insbesondere zu einer Reduzierung der Flacheninan-
spruchnahme beitragen und vor dem Hintergrund demografischer Entwicklungen tragfahig
sein. Die Regionalen Entwicklungskonzepte, die dem ELER-Programm (Europdischer Landwirt-
schaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raums) folgen, setzen die Prioritaten u. a. auf
Ressourceneffizienz und soziale Teilhabe.

Kommune, interkommunaler oder regionaler Zusammenschluss, lokale Aktionsgruppe (Kom-
munen, Wirtschafts- und Sozialpartner)

Raumordnungsgesetz (ROG) §14 Raumordnerische Zusammenarbeit, ggf. Forderrichtlinien
und operationelle Programme der Lander beachten

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Forderung durch Bund-Lander-Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kustenschutzes (GAK) in der MaBnahmengruppe Integrierte Landliche Entwicklung (ILE),
Voraussetzung fur die Férderung von MaBnahmen im ELER-Programm gemal3 den operativen
Programmen der Lander (in diesem Falle sind die LEADER-Kriterien zu erftllen)

Prozessgestaltung basierend auf dem LEADER-Ansatz (Liaison entre action des develop-
ment de I'économie rural): Abgrenzung eines zusammenhdngenden Gebiets (mit 50.000 bis
150.000 Einwohnern), aktive Beteiligung lokaler Akteure an der Konzeptentwicklung (, bot-
tom-up”-Ansatz), Bildung einer lokalen Aktionsgruppe mit Wirtschafts- und Sozialpartnern
(die mindestens die Halfte der Teilnehmer stellen), sektorentibergreifende Zusammenarbeit,
interkommunale Zusammenarbeit; Anforderungen an die Konzeptentwicklung: Analyse der
regionalen Starken und Schwachen, Entwicklungsziele, Handlungsfelder, Leitprojekte, Krite-
rien zur Auswahl von Projekten, Evaluationskonzept; Umsetzung haufig begleitet durch ein
entsprechendes Management, z. B. Regionalmanagement

D Unter Berlcksichtigung von Raumordnung, Landesplanung und kommunalen Planun-
gen, Regionalplan, Nahverkehrsplan



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Der Vorteil integrierter Entwicklungskonzepte liegt darin, dass
sie einzelne Themen — wie die nachhaltige Mobilitat — in eine
Ubergeordnete Entwicklungsstrategie einbetten und einen
konkreten raumlichen Bezug herstellen. Voraussetzungen fir
eine nachhaltige Mobilitat, wie Nahversorgung und OPNV-An-
schluss, haben in landlichen Rdumen durch interkommunale
Zusammenarbeit deutlich héhere Umsetzungs- und Erfolgsaus-
sichten. Durch den hohen Stellenwert sektorentbergreifender
Zusammenarbeit kénnen zudem moglicherweise neue Res-
sourcen mobilisiert werden. Eine konkretere Ausformulierung
von Entwicklungszielen erfolgt jedoch auf lokaler Ebene. Ob
und inwiefern verkehrliche Aspekte in die Konzepte Eingang
finden, obliegt somit ebenfalls der Aushandlung der an der
Konzepterstellung beteiligten Akteure.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Regionale Entwicklungskonzepte und integrierte landliche
Entwicklungskonzepte kénnen eine kompakte Siedlungsent-
wicklung unterstiitzen und somit zu einer Region der kurzen
Wege beitragen. Die vielfaltigen Kooperationen kénnen eine
bessere Ausnutzung von Infrastrukturen und Dienstleistungen
bewirken und neue Ansatze fir Versorgung und OPNV her-
vorbringen.

Beispiele aus der Praxis

D Hessen — Hessische Regionalforen: Mobilitat auf dem
Lande
http://www.hessische-regionalforen.de/index.php/madl/
mobilitaet-und-leader [zugegriffen am 18.05.2020]

D Muinchen - Minchen Stdwest, raumordnerisches Ent-
wicklungskonzept
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/
Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtent-
wicklung/Regionale-Themen/ROEK.html [zugegriffen
am 18.05.2020]

D Kreis Siegen-Wittgenstein — Regionale Entwicklungs-
konzepte
https://www.siegen-wittgenstein.de/media/cus-
tom/2170_1174_1.PDF?1443267572 [zugegriffen am
18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen

D Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft
(BMEL) (2014): Landliche Entwicklung aktiv gestalten
— Leitfaden zur integrierten landlichen Entwicklung.
Berlin
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_la-
endliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEnt-
wicklung.html [zugegriffen am 18.05.2020]

D Deutsche Vernetzungsstelle Landliche Rdume
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_la-
endliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEnt-
wicklung.html [zugegriffen am 18.05.2020]

D Europaisches Netzwerk fur landliche Entwicklung
(2016): Leitfaden fur lokale Entwicklungsstrategien im
Rahmen von LEADER. Planung und Ausfihrung. (0.0.)
https://enrd.ec.europa.eu/publications/leader-local-de-
velopment-strategies-design-and-implementation_de
(in englischer Sprache) [zugegriffen am 18.05.2020]
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http://www.hessische-regionalforen.de/index.php/madl/mobilitaet-und-leader
http://www.hessische-regionalforen.de/index.php/madl/mobilitaet-und-leader
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Regionale-Themen/ROEK.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Regionale-Themen/ROEK.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Regionale-Themen/ROEK.html
https://www.siegen-wittgenstein.de/media/custom/2170_1174_1.PDF?1443267572
https://www.siegen-wittgenstein.de/media/custom/2170_1174_1.PDF?1443267572
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEntwicklung.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEntwicklung.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEntwicklung.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEntwicklung.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEntwicklung.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/LeitfadenIntegrierteLaendlicheEntwicklung.html
https://enrd.ec.europa.eu/publications/leader-local-development-strategies-design-and-implementation_de
https://enrd.ec.europa.eu/publications/leader-local-development-strategies-design-and-implementation_de
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Regionalplan

Die Regionalplanung ist das Bindeglied zwischen der Raumordnung des Bundes und der Lander
und der kommunalen Bauleitplanung. Die Bezeichnung und rechtliche Verbindlichkeit von ,Re-
gionalplanen” variieren von Land zu Land (z. B. Regionalplan, Regionales Raumordnungspro-
gramm). Landesweite Ziele der Raumordnung aus den Landesraumordnungsprogrammen (z. B.
Vorrang der Innenentwicklung, Verringerung der Verkehrsbelastung) werden konkretisiert und
durch flachenbezogene Festlegungen raumlich ausgeformt, teilraumliche und sektorale An-
spriche werden koordiniert. Eine besondere Form der Regionalplanung stellt der regionale
Flachennutzungsplan dar.

Nachhaltige Verkehrs- und Siedlungsentwicklung und Rahmensetzung fir die kommunale
Bauleitplanung

Je nach Landesrecht, z. B. Landkreise in Niedersachsen, Bezirksregierungen in Nordrhein-West-
falen, Regierungsprasidien in Hessen, regionale Planungsverbdnde in Sachsen

Pflichtaufgabe nach Raumordnungsgesetz (ROG) und den Landesraumordnungsgesetzen

Es werden Ziele und Grundsatze der Raumordnung unterschieden. Ziele (textlich) bzw. Vor-
ranggebiete (zeichnerisch) sind verbindlich und haben direkte AuBenwirkungen (§ 4 Abs. 1
ROG). Grundsatze bzw. Vorbehaltsgebiete konnen in der nachgeordneten Bauleitplanung (Fl&-
chennutzungsplan, Bebauungsplan) abgewogen werden.

Als gesetzliche Pflichtaufgabe nicht forderfahig, vorbereitende regionale Entwicklungskonzep-
te ggf. forderfahig

Gesetzlich definiertes Verfahren durch ROG, Landesraumordnungsgesetze und Verwaltungs-
vorschriften; Beteiligung der betroffenen Lander, Kommunen sowie Birgerinnen und Birger
formell vorgesehen, Neuaufstellung sollte nach 10 Jahren erfolgen, nach dem Gegenstrom-
prinzip muss sich die Regionalplanung mit der Landes- und Kommunalplanung abstimmen

D Unter Bericksichtigung von Bundesraumordnung, Landesraumordnungsprogrammen
D Rahmensetzung fur Flachennutzungplan, Bebauungsplan, Baugenehmigung
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Hinweise zur Anwendung des Instruments

Der Regionalplan setzt einen Rahmen fir die Uberortliche
raumliche Entwicklung in Hinblick auf Siedlungsstruktur (u. a.
zentrale Orte), Freiraumstruktur (u. a. Biotopschutz, Naherho-
lung, Frischluft) und Infrastruktur (u.a. Verkehr, Ver- und Ent-
sorgung, Windkraft). Es sollen hierbei auch die ,raumlichen
Voraussetzungen fiir nachhaltige Mobilitat und ein integriertes
Verkehrssystem” (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG) geschaffen werden.
GemaB § 13 Abs. 5 Nr. 3 ROG sind Festlegungen zur Verkehrs-
infrastruktur moglich.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Im Regionalplan kénnen wesentliche Voraussetzung fur eine
nachhaltige Siedlungs- und Verkehrsentwicklung geschaffen
werden. So kann im Regionalplan eine gezielte Siedlungsent-
wicklung entlang von Nahverkehrsachsen angelegt werden.
Zudem kann vor allem das Verhindern groBflachigen Einzel-
handels die Voraussetzungen fir eine Nahversorgung erhalten.

T T

Beispiele aus der Praxis

Hannover — Regionales Raumordnungsprogramm mit
konzentrierter Siedlungsentwicklung entlang von Schie-
nennahverkehrstrassen und Grundsatzen der Mobili-
tatsentwicklung
https://Awww.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hanno-
ver/Planen,-Bauen,-Wohnen/Raumordnung-Regional-
entwicklung/Regionalplanung/RROP-2016 [zugegriffen
am 18.05.2020]

Braunschweig—Zweckverband GroBraum Braunschweig,
regionales Raumordnungsprogramm
https://www.regionalverband-braunschweig.de/rrop/
[zugegriffen am 18.05.2020]

Stidhessen — Regionalplan Stdhessen
https://landesplanung.hessen.de/regionalplane/regio-
nalplan-stidhessen [zugegriffen am 18.05.2020]
Frankfurt Rhein Main — Region FrankfurtRheinMain,
Bestandsaufnahme Wohnungsbaupotenziale an Halte-
punkten im regionalen Flachennutzungsplan
https://www.stadtplanungsamt-frankfurt.de/fl_chen-
nutzungsplan_4094.html?psid=cb6858f6dd06fd3201
4baf765bd0e961 [zugegriffen am 18.05.2020]
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https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Planen,-Bauen,-Wohnen/Raumordnung-Regionalentwicklung/Regionalplanung/RROP-2016
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Planen,-Bauen,-Wohnen/Raumordnung-Regionalentwicklung/Regionalplanung/RROP-2016
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Planen,-Bauen,-Wohnen/Raumordnung-Regionalentwicklung/Regionalplanung/RROP-2016
https://www.regionalverband-braunschweig.de/rrop/
https://landesplanung.hessen.de/regionalpläne/regionalplan-südhessen
https://landesplanung.hessen.de/regionalpläne/regionalplan-südhessen
https://www.stadtplanungsamt-frankfurt.de/fl_chennutzungsplan_4094.html?psid=cb6858f6dd06fd32014baf765bd0e961
https://www.stadtplanungsamt-frankfurt.de/fl_chennutzungsplan_4094.html?psid=cb6858f6dd06fd32014baf765bd0e961
https://www.stadtplanungsamt-frankfurt.de/fl_chennutzungsplan_4094.html?psid=cb6858f6dd06fd32014baf765bd0e961

Standortbezogenes Mobilitatskonzept

Kurz- und mittelfristiges standortbezogenes Konzept unter Berticksichtigung aller Verkehrs-
trager mit einem breiten Spektrum infrastruktureller, organisatorischer und informatorischer
MaBnahmen. Es werden vielfaltige Mobilitatsangebote und -dienstleistungen standortbezogen
gepruft und in Erganzung zu den klassischen, infrastrukturellen MaBnahmen direkt in die Pla-
nung integriert.
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Gesetzl. Grundlage
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Mobilitdtskonzept bei Neubauvorhaben oder in der Bestandsentwicklung (Nachverdichtung)
soll die Mobilitatskultur eines Quartiers, einer Stadt oder einer Region beeinflussen. Genauer
umfasst dies z. B. die Reduktion der Pkw-Dichte, die Reduktion des MIV-Anteils sowie des
rechnerischen Neuverkehrs und der damit einhergehenden Notwendigkeit des Umbaus der
Infrastruktur, die Bereitstellung und Verkntipfung von Mobilitatsdienstleistungen vor Ort, die
Starkung der Nahmobilitat und der Qualitat des ¢ffentlichen Raumes.

Gemeinden, Investoren

Freiwillige Aufgabe, Verankerung jedoch tber Stellplatzsatzungen méglich oder Selbstbindung
im Rahmen eines Verkehrsentwicklungsplans

Selbstverpflichtung, Verankerung im stadtebaulichen Vertrag oder Bebauungsplan (z. B. mittels
Evaluation und Ruckfallebene), Einbeziehung bei Grundstiicksausschreibungen bei 6ffentli-
chem Baugrund (Méglichkeiten der Absicherung bei einem anschlieBenden Verkauf der Immo-
bilien muss Uber eine Dienstbarkeit geregelt sein, um rechtliche Relevanz entfalten zu kénnen)

z.T. Sonderprogramme der Lander

Konzepterstellung, ggf. Nutzenabschatzung, ggf. Verankerung in Grundstticksausschreibung,
Identifikation von Projektpartnern, Identifikation eines Kimmerers, Evaluation

D Unter Beriicksichtigung der Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Landespla-
nung

D Verknupfung mit Bebauungspldnen und Funktionsplanen sowie damit verbundenen
Verkehrsuntersuchungen

D Voraussetzung fir die Reduzierung von Stellplatzanforderungen in Stellplatzsatzungen
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Hinweise zur Anwendung des Instruments

Durch die Verknipfung mit den Zielen der Gbergeordneten
Planungen konnen strategische Ziele auf breiterer Ebene ver-
folgt werden. Die Evaluation des Konzepts bzw. der einzelnen
MaBnahmen ist jedoch notwendig, um eine langfristig nach-
haltige Mobilitat gewahrleisten zu kdnnen. Die Potenziale zum
positiven Beitrag fir gesundheitliche, klimatische, gesellschaft-
liche und planerische Ziele sollten daher entsprechend gepruft
werden.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Das Instrument dient der Férderung des Umweltverbunds
(OPNV, Rad- und FuBverkehr sowie Carsharing) in einem ge-
planten Bauvorhaben durch die gezielte Beeinflussung der
Verkehrsmittelwahl der (zukiinftigen) Bewohnerinnen und Be-
wohner sowie der Erreichbarkeitssicherung. Die Fokussierung
auf grundlegende Infrastrukturen (gute OPNV-Anbindung,
Nahversorgung, umfassendes Fahrradroutennetz und hoch-
wertige Abstellanlagen) in Verbindung mit einem Gesamtpaket
an Dienstleistungen (wie Carsharing, Verleih von E-Bikes, Las-
tenradern oder Anhangern, Reparatur-Services fur das Fahrrad,
Integration von Logistikdienstleistungen sowie Informations-
und Kommunikationsangebote) ermdglicht den Nutzerinnen
und Nutzern von Anfang an, den Alltag multimodal ohne ei-
genen Pkw (bzw. Zweit-Pkw) zu gestalten. Darber hinaus bie-
tet die Bertcksichtigung von Angeboten im Nahbereich auch
Nutzungs- und Teilhabemaoglichkeiten fur éltere und finanziell
benachteiligte Nutzerinnen und Nutzer.
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Beispiele aus der Praxis

Braunschweig — Nordliches Ringgebiet
https://www.hcu-hamburg.de/fileadmin/documents/
Professoren_und_Mitarbeiter/Projektentwicklung__-
management/Forschung/Urbane_Freiraeume_Steck-
brief_Braunschweig_Mobilitaetskonzept_Noerdliches_
Ringgebiet.pdf [zugegriffen am 18.05.2020]

Hamburg — Mobilitatskonzept IKEA Altona (erstes IKEA
in der Innenstadt)
www.altona.info/wp-content/uploads/2014/06/Mobi-
litaetskonzept-IKEA.pdf [zugegriffen am 18.05.2020]
Darmstadt, Lincoln-Siedlung (siehe auch ausfihrliches
Beispiel am Ende der Broschre)
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobi-
litaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-und-projekte/
mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung/ [zugegriffen am
18.05.2020]
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https://www.hcu-hamburg.de/fileadmin/documents/Professoren_und_Mitarbeiter/Projektentwicklung__-management/Forschung/Urbane_Freiraeume_Steckbrief_Braunschweig_Mobilitaetskonzept_Noerdliches_Ringgebiet.pdf
https://www.hcu-hamburg.de/fileadmin/documents/Professoren_und_Mitarbeiter/Projektentwicklung__-management/Forschung/Urbane_Freiraeume_Steckbrief_Braunschweig_Mobilitaetskonzept_Noerdliches_Ringgebiet.pdf
https://www.hcu-hamburg.de/fileadmin/documents/Professoren_und_Mitarbeiter/Projektentwicklung__-management/Forschung/Urbane_Freiraeume_Steckbrief_Braunschweig_Mobilitaetskonzept_Noerdliches_Ringgebiet.pdf
https://www.hcu-hamburg.de/fileadmin/documents/Professoren_und_Mitarbeiter/Projektentwicklung__-management/Forschung/Urbane_Freiraeume_Steckbrief_Braunschweig_Mobilitaetskonzept_Noerdliches_Ringgebiet.pdf
https://www.hcu-hamburg.de/fileadmin/documents/Professoren_und_Mitarbeiter/Projektentwicklung__-management/Forschung/Urbane_Freiraeume_Steckbrief_Braunschweig_Mobilitaetskonzept_Noerdliches_Ringgebiet.pdf
http://www.altona.info/wp-content/uploads/2014/06/Mobilitaetskonzept-IKEA.pdf
http://www.altona.info/wp-content/uploads/2014/06/Mobilitaetskonzept-IKEA.pdf
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-und-projekte/mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung/
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-und-projekte/mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung/
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-und-projekte/mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung/
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Stadtebaulicher Vertrag

Der stadtebauliche Vertrag ist ein Mittel der Zusammenarbeit der 6ffentlichen Hand mit privaten
Investoren zur Vorbereitung und Umsetzung baulicher Entwicklungen. Er wird meist im Zusam-
menhang mit einem Bebauungsplanverfahren geschlossen. Der stadtebauliche Vertrag regelt die
sog. Planungsvereinbarungen. Hierunter fallen Vertrage zur Vorbereitung oder Durchfiihrung
stadtebaulicher MaBnahmen durch den privaten Vertragspartner auf eigene Kosten (oder in Kos-
tenbeteiligung). Stadtebauliche Vertrage lassen sich in MaBnahmen-, Zielbindungs- und Folge-
kostenvertrage einteilen. Sie mussen dem Angemessenheitsgebot (VerhaltnismaBigkeitsprinzip)
entsprechen, dirfen dem Koppelungsverbot nicht widersprechen und bedtrfen der Schriftform.
Haufige Spezialformen stadtebaulicher Vertrage sind der Durchfihrungsvertrag im Vorhaben-
und ErschlieBungsplan nach § 12 BauGB und der ErschlieBungsvertrag nach § 11 Abs. 1 S. 2
Nr. 1 BauGB.

Regelung der Rechte und Pflichten von Investoren und Kommunen, Kostenbeteiligung durch
einen privaten Investor, im Gegenzug schafft die Gemeinde Baurecht, etwa durch die Aufstel-
lung eines Bebauungsplans; starkere Mitgestaltung bei der Planung fur den Investor, Siche-
rung der Planverwirklichung fur die Gemeinde.

Aufstellung durch Gemeinden, Vorhabentrager (Investor, Eigentiimer)

Nach § 11 BauGB kann die Vorbereitung oder Durchfiihrung stadtebaulicher MaBnahmen Ge-
genstand eines stadtebaulichen Vertrags durch den Vertragspartner auf eigene Kosten sein.
Nach § 12 BauGB kann die Gemeinde Uber einen Vorhaben- und ErschlieBungsplan einen Vorha-
bentrager zur Durchfiihrung von ErschlieBungsmaBnahmen einsetzen und zur Ubernahme der
Planungs- und ErschlieBungskosten ganz oder teilweise verpflichten (Durchfiihrungsvertrag).

Verpflichtung zu den im Vertrag genannten Terminen

Der Abschluss stadtebaulicher Vertrage kann Auswirkungen auf die Forderfahigkeit von stad-
tebaulichen Planungen und MaBnahmen zur Vorbereitung stadtebaulicher Vorhaben haben.
So kénnen Voraussetzungen fiir die Gewahrung von Zuwendungen ganz entfallen oder der
Umfang maoglicher Zuwendungen reduziert werden. SchlieBlich kann ein stadtebaulicher Ver-
trag Auswirkungen auf die Mdglichkeit der Umwandlung der zunachst als Darlehen gewahr-
ten Zuwendung in einen Zuschuss haben.

Verpflichtung des Investors und der Kommune, Anlage zum Bebauungsplan, Ergénzung durch
Durchftihrungsvertrag

D In engem Zusammenhang mit Bebauungsplan, Mobilitdtskonzept



Mobilitits
station

Hinweise zur Anwendung des Instruments

Fur eine Verwendung im Sinne der Nachhaltigkeit ist die Ver-
bindlichkeit des stddtebaulichen Vertrags ein entscheidender
Punkt. Eine Nicht-Einhaltung sollte daher mit einer entspre-
chenden Strafbewahrung belegt sein.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

In einem stadtebaulichen Vertrag konnen bezogen auf das
Vorhaben Vereinbarungen getroffen werden, die die Verkehrs-
mittelwahl bzw. die Férderung des Umweltverbunds (OPNV,
Rad- und FuBverkehr sowie Carsharing) in einem geplanten
Bauvorhaben beeinflussen. So kénnen die Nachteile des Kfz-
Verkehrs, insbesondere die Flacheninanspruchnahme des ru-
henden Verkehrs, reduziert und die Qualitat des 6ffentlichen
Raumes gestarkt werden. Es kdnnen beispielsweise MaBnah-
men ergriffen werden beziiglich Rad- und FuBwegeverbindun-
gen, Fahrradabstellanlagen, OPNV-Anbindung, Elektromobili-
tatsstationen, Dienstleistungen wie Carsharing, E-Bike-Verleih,
Lastenrader- und Reparaturservices.

Dariiber hinaus konnen Vereinbarungen getroffen werden be-
ztglich der Nutzungsmischung und Wohnraumversorgung (6f-
fentlich geférderter Wohnungsbau, frei finanzierter Mietwoh-
nungsbau und Eigentumswohnungsbau, Baugemeinschaften),
die die Teilhabe und Nahversorgung in den zu entwickelnden
Gebieten starken.

Beispiele aus der Praxis

Bremen, Neues Hulsberg-Viertel
https://www.bremen.de/leben-in-bremen/bremen-
wird-neu/neues-hulsberg-viertel [zugegriffen am
18.05.2020]

Darmstadt, Lincoln-Siedlung (siehe auch ausfihrliches
Beispiel am Ende der Broschire)
https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobi-
litaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-und-projekte/
mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung/ [zugegriffen am
18.05.2020]

Hamburg, Pergolenviertel
http://www.pergolenviertel.hamburglzugegriffen am
18.05.2020]

Weiterfihrende Informationen

Bunzel, Arno (Hg.) (2013): Satzungsrecht nach dem
Baugesetzbuch. Difu. Berlin

Krautzberger, Michael (2019/2020): , Stadtebaurecht”,
in: Handbuch fir Bauingenieure. Heidelberg

Louis, Hans-Walter (2019/2020): ,Raumrelevantes
Umweltrecht”, in: Handbuch fir Bauingenieure. Hei-
delberg
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Stellplatzsatzung

Stellplatzsatzungen sind &értliche Bauvorschriften. Sie kénnen nach Mal3gabe des jeweiligen
Landes-Bauordnungsrechts bei baugenehmigungspflichtigen Vorhaben (Neu- und Umbau-
ten, Nutzungsanderungen) Anzahl, GréBe und Beschaffenheit von Stellplatzen fur Kfz sowie
von Abstellplatzen fur Fahrrader regeln. Typische, hier relevante Regelungsinhalte kénnen sein
(1) die Mindestanzahl herzustellender Stellplatze in Abhadngigkeit von Art und MaB der bauli-

chen Nutzung sowie von der Lage und ggf. der verkehrlichen ErschlieBung im Gemeindegebiet,
(2) die Einschréankung oder Untersagung der Errichtung von Stellplatzen, z.B. auch Stellplatz-
Obergrenzen im groBflachigen Einzelhandel und (3) die Ablésung der Stellplatzherstellungs-
pflicht unter bestimmten Voraussetzungen durch Zahlung eines Geldbetrags an die Gemeinde.
In den Stadtstaaten und einigen wenigen Flachenlandern werden die entsprechenden Regelun-
gen abschlieBend in der Landesbauordnung getroffen.

Einordnung Stadt konzeptionell

Ziele

Verantwortlichkeit
Gesetzl. Grundlage
Verbindlichkeit
Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
Instrumenten

. | -

formell informell

Urspriingliches, bauordnungsrechtliches Ziel von Stellplatzregelungen ist die Gefahrenabwehr:
Durch Vorhaltung von Stellpldtzen im privaten Raum sollte der 6ffentliche StraBenraum vom
ruhenden Verkehr entlastet und der flieBende Verkehr erleichtert werden. Seit den 1980er-
Jahren gewinnen stadt- und verkehrsplanerische Ziele wie die Reduzierung des Kfz-Aufkom-
mens und die Forderung von Alternativen zum Kfz an Bedeutung.

Land, bei Vorliegen einer Satzungsermachtigung in der Landesbauordnung sind es die Kom-
munen

GemaB den einzelnen Landesbauordnungen, in der Musterbauordnung § 49 und § 86 Abs.
1Nr. 4

Stellplatzregelungen in den Landesbauordnungen und Stellplatzsatzungen von Kommunen
sind bei Neubauten und wesentlichen Anderungen von bestehenden Gebduden bindend.

Nicht forderfahig

Aufstellung von Stellplatzsatzungen erfolgt inhaltlich durch die Kommunalverwaltungen und
formal durch die kommunalen Beschlussgremien, fur einige Lander bestehen als Orientie-
rungshilfe Muster-Stellplatzsatzungen

D Rahmensetzung fir Bebauungsplane, falls diese keine eigenen Aussagen zu Stellplat-
zen treffen, und Vorhaben- und ErschlieBungsplane

D Wechselwirkung mit kommunalem Parkraumkonzept und Parkraummanagement so-
wie Mobilitdtsmanagementkonzepten



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Es sollte beachtet werden, dass Stellplatzsatzungen oft einen
engen Zusammenhang mit Parkraummanagement aufweisen.
Stellplatzsatzungen, die im privaten Raum wirken, und Park-
raumbewirtschaftung, die sich auf den ¢ffentlichen Raum be-
zieht, sollten deshalb stets integriert betrachtet und aufeinan-
der abgestimmt werden.

Stellplatzanforderungen koénnen in der Regel innerhalb der
Gemeinde rdumlich differenziert werden, sodass beispielswei-
se eine gute OPNV-ErschlieBung durch geringere Stellplatzan-
forderungen berUcksichtigt werden kann. Generelle Aussagen
zu einem im Sinne nachhaltiger Mobilitat geeigneten MaB der
Stellplatzforderungen kénnen aufgrund der komplexen Wech-
selwirkungen zwischen dem Parkraumangebot im 6ffentlichen
und im privaten Raum sowie der Vielfalt 6rtlicher Rahmenbe-
dingungen dagegen kaum getroffen werden.

In einigen Landern besteht die Moglichkeit, Stellplatzober-
grenzen zu definieren. In vielen Landern besteht auBerdem die
Moglichkeit, Stellplatzforderungen zu reduzieren, wenn die
Bauherren MaBnahmen zur Reduzierung des Kfz-Aufkommens
ergreifen, z. B. durch Mobilitatsmanagementkonzepte.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Stellplatzsatzungen sind geeignet, bei Neubauvorhaben z.B.
im Rahmen von Mobilitadtskonzepten eine restriktivere Politik
zugunsten einer nachhaltigen Mobilitat (u.a. weniger Immissi-
onen im Quartier) durchzusetzen. Geringere Stellplatzanforde-
rungen oder gar deren Entfall wirken kostensenkend im Bau,
beginstigen Nachverdichtungen und verringern Flachenver-
brauch bzw. Bodeninanspruchnahme. Die Stellplatzsatzung
bietet MaBnahmen zur Kontrolle und Férderung der anderen
Verkehrsmittel. Stellplatzsatzungen kénnen mit Anforderun-
gen an Quantitat und Qualitat von Fahrradabstellanlagen ei-
nen erheblichen Beitrag zur Forderung der Alltagsnutzung des
Fahrrads leisten.

Beispiele aus der Praxis

D Hamburg - Planungsfreiheiten gewonnen durch (weg-
fallende) Stellplatzsatzungen im Quartier Elbbriicken
http://www.pergolenviertel.hamburg [zugegriffen am
18.05.2020]

D Darmstadt — Satzung Uber die Herstellung von Stell-
platzen oder Garagen und Abstellplatzen im Gebiet
der Wissenschaftsstadt Darmstadt
https://www.darmstadt.de/fileadmin/PDF-Rubri-
ken/Rathaus/satzungen/662.pdf [zugegriffen am
18.05.2020]

D Rostock — Satzung der Hansestadt Rostock Uber die
Herstellung notwendiger Stellplatze fir Kraftfahrzeuge
https://rathaus.rostock.de/sixcms/media.php/
rostock_01.a.1107.de/datei/6_03.pdf [zugegriffen am
18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen

D Heinrichs, Eckardt; Schreiber, Martin (2016): Kom-
munale Stellplatzsatzungen, in: Handbuch der
kom-munalen Verkehrsplanung; Kapitel 3.4.12.7.
Heidelberg

D Stadt Oldenburg: Stellplatzbegrenzungssatzung im
Rahmen eines kommunalen Mobilitdtsmanagements
als Bestandteil eines integrierten Energie- und Klima-
schutzkonzeptes (INEKK 2020). Oldenburg

D Zukunftsnetz Mobilitdt NRW (2017): Kommunale Stell-
platzsatzungen — Leitfaden zur Musterstellplatzsatzung
NRW. KélIn
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/leitfa-
den-kommunale-stellplatzsatzungen [zugegriffen am
18.05.2020]
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Verkehrsentwicklungsplan

Langfristige, strategische Verkehrsplanungen auf kommunaler oder regionaler Ebene sind in-
formelle Planungen, zu denen es keine rechtliche Verpflichtung gibt. Sie werden weitgehend
bedeutungsgleich als Verkehrsentwicklungsplane, Masterpldne Verkehr/Mobilitat oder als Sus-
tainable Urban Mobility Plans bezeichnet. Sie umfassen alle Verkehrstrager, betreffen den Per-
sonen- und Wirtschaftsverkehr, verfolgen komplexe Zielsysteme und stltzen sich auf ein breites
MaBnahmenspektrum. Je nach GroBe des Planungsraums sind sie unterschiedlich detailliert
und werden in der Regel in weiteren Planungen (z.B. Nahmobilitatskonzepten, Mobilitatsma-
nagementkonzepten) konkretisiert.

Ziele

Verantwortlichkeit

Gesetzl. Grundlage

Verbindlichkeit

Forderkulisse

Prozessmerkmale

Verbindung zu anderen
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Strategische Verkehrsplanungen von Kommunen zielen auf eine nachhaltige Verkehrsentwick-
lung. Sie leiten Konzepte, MaBnahmenbiindel und EinzelmaBnahmen aus einem strategisch
orientierten Zielsystem und den Entwicklungserwartungen fur die Stadt, Region und den Ver-
kehr ab. Dies geschieht meist auf Basis von Szenarien zur sozialen, raumlichen und 6konomi-
schen Entwicklung. Strategische Verkehrsplanungen sollten als abgestimmte Planungen der
Raum- und Verkehrsentwicklung durchgefiihrt werden.

Kommunen, selten Regionen

Freiwillige Aufgabe, strategische Verkehrsplanungen sind tber das Baugesetzbuch als Fach-
plan der Bauleitplanung implizit erforderlich, aber durch kein Gesetz formell geregelt

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Teilweise Voraussetzung zur Forderung von MaBnahmen z.B. unter der Bezeichnung Sustain-
able Urban Mobility Plan zur Férderung auf européischer Ebene oder allgemein als strategische
Verkehrsplanung zur Grundlage von Foérderprogrammen der Lander wie auch zur Férderung
nach GVFG

Klassischer Planungsprozess moglichst einschlieBlich Prozess- und Wirkungsevaluation, Betei-
ligung und Information; Erstellung alternativer Konzepte und Beschlussfassung durch die ent-
scheidungslegitimierten Gremien

D Unter Berticksichtigung bzw. als gemeinsamer Prozess vor allem mit der Flachennut-
zungsplanung

D Gegenseitige Erganzung mit Klimaschutzkonzepten, Larmaktionsplanen, der Luftrein-
halteplanung sowie als Rahmensetzung fur Detailpléne, z.B. fur Radverkehrs- oder
Nahmobilitatskonzepte



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Der Verkehrsentwicklungsplanprozess kann am Leitbild der
nachhaltigen Mobilitat oder auch der Verbesserung der Er-
reichbarkeit und Lebensbedingungen ausgerichtet werden.
Wesentlich ist die Zieldefinition (einschlieBlich Indikatoren
und Niveaus) und eine konsequent daran ausgerichtete Stra-
tegie- und MaBnahmenplanung. Es ist anzustreben, den Ver-
kehrsentwicklungsplan in engem Zusammenhang mit einem
Stadtentwicklungskonzept zu entwickeln. Teilweise werden die
Verkehrsentwicklungsplanprozesse in Deutschland zur Siche-
rung der Fordervoraussetzungen auch als Sustainable Urban
Mobility Plan bezeichnet.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Die Fokussierung der Verkehrsentwicklungsplanung wird tber
die Definition von Leitbild und Zielen bestimmt, die in Indika-
toren konkretisiert werden. Kostenschdtzungen und Finanzie-
rungsmoglichkeiten fir die auf dieser Basis entwickelten Kon-
zepte, MaBnahmenbuindel und EinzelmaBnahmen sowie deren
Rangreihung in einer Umsetzungsstrategie sollten zu den Er-
gebnissen eines Verkehrsentwicklungsplanprozesses gehéren.

Beispiele aus der Praxis

D Hannover — VEP pro Klima Hannover 2011 (Ziel 2020)
https://Awww.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hanno-
ver/Mobilitat/Verkehrsplanung-entwicklung/VEP-pro-
Klima [zugegriffen am 18.05.2020]

D Region Kiel
https:/Avww.kiel.de/de/umwelt_verkehr/verkehrswege/
verkehrsentwicklung/vep/index.php [zugegriffen am
18.05.2020]

D Bremen — VEP Bremen mit Ziel 2025 (siehe ausfuhrli-
ches Beispiel am Ende der Broschure)
https://www.bauumwelt.bremen.de/vep [zugegriffen
am 18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen

D ELTIS — The Urban Mobility Observatory
https://Awww.eltis.org/guidelines/second-edition-sump-
guidelines [zugegriffen am 18.05.2020]

D Forschungsgesellschaft fur StraBen- und Verkehrs-
wesen FGSV (2018): Empfehlungen fir Verkehrspla-
nungsprozesse EVP, Nr. 116. K&In

D Forschungsgesellschaft fur StraBen- und Verkehrswe-
sen FGSV (2013): Hinweise zur Verkehrsentwicklungs-
planung, Nr. 162. K&In

D Gertz, Carsten (2016): Weiterentwicklung der Ver-
kehrsentwicklungsplanung, in: Handbuch der kommu-
nalen Verkehrsplanung; Kapitel 3.2.10.5. Heidelberg

D Geschwinder, Klaus et al. (2013): Strategien fir eine
klimafreundliche Mobilitat: Der Verkehrsentwicklungs-
plan pro Klima der Region Hannover, in: Handbuch der
kommunalen Verkehrsplanung; Kapitel 2.3.2.2. Heidel-
berg
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Verkehrsmanagementkonzept

Zur Forderung einer effizienten, verlasslichen, weitgehend sicheren und umweltvertraglichen
Verkehrsabwicklung werden Verkehrsablaufe durch Informationsbereitstellung, Verkehrslen-
kung und Verkehrsregelung gesteuert. Im Vordergrund des Verkehrsmanagementkonzepts
steht allerdings nicht das gesamte Verkehrssystem, sondern in der Regel (bisher) nur der moto-
risierte StraBenverkehr und der &ffentliche Personenverkehr.

Verkehrsablaufe sollen im Hinblick auf den Verkehrsfluss, die Verkehrssicherheit sowie die Um-
welt- und Umfeldbelastungen verbessert werden. Ggf. kann das Verkehrssystemmanagement
gegeniiber Ausbauplanungen Flachenbedarf und Kosten reduzieren.

Kommunale Aufgaben- bzw. StraBenbaulasttrager, kommunale Verkehrsunternehmen

StraBenverkehrsrecht und das 6ffentliche Verkehrsrecht

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Forderfahig in verschiedenen Forderprogrammen, aktuell z.B. in EFRE und , Green City Plans”
im Handlungsfeld , Digitalisierung”

Detektion der Verkehrszustande, Prognosen von Verkehrszustanden, Entwicklung und Wir-
kungsanalyse von MaBnahmenstrategien (Regelungen); Grundlage der Definition, Auswabhl,
Kombination und Umsetzung von EinzelmaBnahmen ist hdufig ein strategisches Konzept des
Verkehrsmanagements; Zielgenauigkeit und Wirksamkeit der MaBnahmen wird durch Ver-
kehrserhebungen und -beobachtungen (, Evaluierung”) gepruft, auf deren Grundlage ggf.
Korrekturen und Anpassungen erfolgen

D Unter Berlicksichtigung von strategischen Konzepten durch Einbindung z.B. in Ver-
kehrsentwicklungspléne

Unter Berlcksichtigung von Sustainable Urban Mobility Plans

Unter Berlcksichtigung von Mobilitatsmanagementkonzepten

Unter BerUcksichtigung von Konzepten groBflachiger Geschwindigkeitsregelungen
Unter Berticksichtigung von Larmaktionsplan / Larmminderungsplan / Luftreinhalteplan



Hinweise zur Anwendung des Instruments

Im Vordergrund steht die Planung und Umsetzung technischer
MaBnahmen. Die Beeinflussung der Verkehrsmittelnutzung
steht in der Regel nicht im Zentrum, kann aber grundsatzlich
starker verfolgt werden. Umgekehrt kann eine Optimierung
des Verkehrsflusses im Pkw- und Lkw-Verkehr auch kontrapro-
duktiv zu anderen Zielen einer nachhaltigen Verkehrsentwick-
lung sein. Daher sind Verkehrssystemmanangementkonzepte
vor allem dann sinnvoll, wenn sie die Effizienz der Verkehrsmit-
tel des Umweltverbunds verbessern (z.B. Bevorrechtigung des
straBengebundenen OPNV an Lichtsignalanlagen) und/oder
Belastungen des Kfz-Verkehrs rdumlich verlagern oder entzer-
ren (z.B. durch Zuflussdosierungen).

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Das Verkehrs(system)managementkonzept konzentriert sich
bisher auf technische MaBnahmen zur Beeinflussung des Ver-
kehrsablaufs, haufig auf die Optimierung des Verkehrsablaufs
im Pkw- und Lkw-Verkehr. Im Grundsatz kann aber auch ver-
kehrstragertbergreifend konzipiert werden (z.B. Bevorzugung
des OPNV an Lichtsignalanlagen, Umsteigeempfehlungen fur
Pendler). Eine effiziente Auslastung der Verkehrsinfrastruktur
kann auBerdem gegentiber Ausbauplanungen zur Einsparung
von Flachen und finanziellen Mitteln beitragen.

Beispiele aus der Praxis

D Minchen (2006)
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/
Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Verkehrs-
planung/Verkehrsentwicklungplan-VEP-2006.html [zu-
gegriffen am 18.05.2020]

D Dresden (2014)
https://www.dresden.de/de/stadtraum/verkehr/ver-
kehrsplanung/verkehrsentwicklungsplanung/010_Ver-
kehrsentwicklungsplan_2025.php [zugegriffen am
18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen

D Forschungsgesellschaft fur StraBen- und Verkehrswe-
sen FGSV (2013): Hinweise zur Verkehrsentwicklungs-
planung, Nr. 162. K&In

D Forschungsgesellschaft fur StraBen- und Verkehrswe-
sen FGSV, Arbeitsgruppe Verkehrsplanung und Ver-
kehrsmanagement (2002): Verkehrsmanagement —
Einsatzbereiche und Einsatzgrenzen, Nr. AP 56. K&In
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Wirtschaftsverkehrskonzept

Wirtschaftsverkehrskonzepte (fiir Innenstadte) befassen sich mit dem Personenwirtschafts- und
vor allem dem Guterverkehr. Sie sind haufig auf der operativen Ebene angesiedelt und kénnen als
kommunale Konzepte lokale Schwerpunkte setzen (z. B. Citylogistik), aber auch eine regionale
Perspektive einnehmen. Aktuelle Schwerpunkte sind die Letzte Meile als Feinverteilung von G-
tern durch Kurier- und Expressdienste, der Einsatz neuer Technologien zur Verteilung (z. B. Liefer-
roboter) sowie die Frage nach anderen Antriebskonzepten (vom Elektrofahrzeug Uber die Stadt-
bahn/StraBenbahn bis zum elektrisch unterstttzten Fahrradkurier). Wirtschaftsverkehrskonzepte
befassen sich mit den infrastrukturellen Voraussetzungen—wie z. B. Hubs, Paketstationen, Wege-
maoglichkeiten fur Liefer-Roboter, City-Lager (Glterverteilzentren), mit Fragen der Organisation
und Kooperation der Akteure sowie mit straBenverkehrs- sowie baurechtlichen Konsequenzen.

Wirtschaftsverkehrskonzepte (fur Innenstadte) dienen einer 6konomisch, ¢kologisch und so-
zial vertraglichen Abwicklung des Personenwirtschafts- und vor allem des Guiterverkehrs. Der
Stadtverkehr im Guter- und Dienstleistungsbereich (auch Kurier-, Express-, Postdienste) sowie
im Handwerker- und Baustellenverkehr soll nachhaltig (um-)gestaltet werden. Dabei soll die
Abwicklung auf kurzen Wegen, mit wenigen Fahrten und vor allem unter Einsatz stadtvertrag-
licher Verkehrsmittel erfolgen. Dies setzt Vorgange des Umladens und der Kommissionierung
von Gutern ebenso voraus wie den Einsatz kleiner und postfossiler Verkehrsmittel (z.B. Las-
tenfahrrader). Wegeanzahlen und Wegeldngen sollen minimiert werden. Die Transportguter
konnen direkt beim Kunden angeliefert werden oder von diesen aus dezentralen Hubs (Pa-
ketstationen) abgeholt werden. Dabei sollen auch technische Méglichkeiten einer automa-
tisierten Belieferung (,, Liefer-Roboter”) ausgeschopft werden. Die verschiedenen Versender,
Spediteure, Transporteure und Empfanger sollten dabei zusammenwirken. Die Moglichkeiten
einer gemeinsamen Tragerschaft von Zwischenlagern, Fahrzeugen, Personal, Organisations-
konzepten sollten gepruft und ausgeschopft werden.

Eine Kooperation von Transport-/Lieferdiensten, Versorgern, Verkehrstragern, Tragern von
Zwischenlagern wie auch Kunden erfolgt zumeist unter Federfihrung der Kommunen als Pla-
nungstrager, Baulasttrager, Verkehrstrager die Erarbeitung und Umsetzung von Wirtschafts-
verkehrskonzepten.

Keine gesetzliche Grundlage, (freiwillige) Aufgabe im eigenen Wirkungskreis

Selbstverpflichtung, oft Ratsbeschlisse fiir Gesamtkonzept unter Vorbehalt von Einzelent-
scheidung bei MaBnahmen, kein Rechtsanspruch auf Umsetzung

Bisher gibt es explizite Férderungen weder zur Erstellung noch zur Umsetzung der Konzepte.
Teilweise kdnnen sie aus Projekt-Forderprogrammen oder aus Sonderprogrammen wie z. B.
Green City Plans bezuschusst werden.

Die Prozesse zur Erstellung von Wirtschaftsverkehrskonzepten folgen dem allgemeinen Pro-
zessablauf mit Vororientierung, Problemanalyse, MaBnahmenuntersuchung, Bewertung und
Abwégung der Wirkungen, Entscheidung sowie Umsetzung und Wirkungskontrolle. Es bedarf
einer intensiven Beteiligung aller Akteure.
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Die Konzepte sind zumeist Bestandteile von Verkehrsentwicklungsplanen oder Sus-

tainable Urban Mobility Plans und werden u. a. auch durch Klimaschutzkonzepte so-
wie Luftreinhaltepldne und Larmschutzkonzepte angestoBen.

Hinweise zur Anwendung des Instruments

Wirtschaftsverkehrskonzepte dienen im Rahmen eines umfas-
senden Verkehrsentwicklungsplans der Sicherung der Funkti-
onsfahigkeit von Stadtteilen — insbesondere Innenstadten und
Stadtteilzentren. Bei der Zunahme des Online-Handels gewin-
nen Wirtschaftsverkehrskonzepte eine zunehmende Bedeu-
tung. Sie fordern die Ordnung des ruhenden Lieferverkehrs
und tragen zur Férderung von Verkehrssicherheit, Verkehrsab-
wicklung, vor allem aber zur Verbesserung der Stadtraumqua-
litaten bei.

Wichtige Beitrage zur nachhaltigen Mobilitat

Durch Orientierung auf eine Férderung der Verkehrsmittel des
Umweltverbundes und einen Einsatz von postfossilen Antriebs-
formen koénnen die Versorgung sichergestellt (6konomische
und soziale Qualitdten) und Umweltqualitaten gestarkt so-
wie Ressourcenschutz verbessert werden. Diese MaBnahmen
erhdhen die Auslastung von Lieferfahrzeugen, reduzieren die
Anzahl der Lieferfahrten und Lieferfahrzeuge sowie die liefer-
verkehrsbedingten Emissionen (Larm, Schadstoffe, Treibstoff-
verbrauch ...).

Beispiele aus der Praxis

D Berlin — Integriertes Wirtschaftsverkehrskonzept
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_pla-
nung/gueter/konzept/index.shtml [zugegriffen am
18.05.2020]

D Erfurt — Verkehrsentwicklungsplan 2012. Teil Innen-
stadt, mit Wirtschaftsverkehr
https://www.erfurt.de/mam/ef/leben/verkehrsplanung/
vep/gesamtkonzept_vep_innenstadt.pdf [zugegriffen
am 18.05.2020]

Weiterfuhrende Informationen

D Arbeitsgemeinschaft fuBganger- und fahrradfreund-
licher Stadte, Gemeinden und Kreise in NRW e.V.
AGFS (2015): nahmobil, Heft 5/2015; Schwerpunkt:
Lastentransporte mit dem Fahrrad

D Gliem, Werner; Ruter, Tim (2018): Urbane Logistik am
Beispiel Hamburg, in: Bernsmann, Arnd; Vestag, Alex
(Hg.): Urbane Logistik. Schnell, stadtvertraglich und
wirtschaftlich. Miinchen, S. 491f.
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Quartiersentwicklung
Lincoln-Siedlung in Darmstadt

Die Wissenschaftsstadt Darmstadt ist gepragt von einem stetigen Bevolkerungswachstum,
verbunden mit einer standig steigenden Wohnraumnachfrage. Zur Befriedigung dieser Nach-
frage bieten sich die ehemals militarisch genutzten Flachen als Chance und Herausforderung
gleichermalen. Hierzu gehort auch die Lincoln-Siedlung, eine von zwei benachbarten Konver-
sionsflachen am Sudrand der Kernstadt in einer Entfernung von ca. 3 km zur Innenstadt bzw.
zum sUdlichen Stadtteil Eberstadt. Hier soll auf knapp 25 ha Wohnraum fiir insgesamt etwa
5.000 Menschen entstehen, einschlieBlich Versorgungs- und Betreuungseinrichtungen.

Die verkehrlichen Wirkungen der geplanten Quartiersentwicklung wurden im Zuge einer vor-
gelagerten Untersuchung geprift und fiihrten zum Ergebnis, dass der durch die Entwicklung
erzeugte Kfz-Verkehr nach dem klassischen Mobilitdtsmuster/Modal Split im bestehenden
StraBennetz nicht leistungsfahig abgewickelt werden kann. Zudem entstiinden unvertraglich
hohe Larm- und Emissionsbelastungen. Da ein Ausbau der StraBeninfrastruktur nur einge-
schrankt moglich ist, war zu entscheiden, ob weniger Wohneinheiten realisiert werden sollen
— was angesichts des Drucks auf den Wohnungsmarkt nicht gewollt war — oder wie das Kfz-
Verkehrsaufkommen minimiert werden kénnte. Die Wissenschaftsstadt Darmstadt hat sich
dafir entschieden, ein zwischen Siedlungs- und Mobilitatsentwicklung abgestimmtes nach-
haltiges Konzept zu entwickeln und in der Lincoln-Siedlung das Leitbild einer Stadt der kurzen
Wege umzusetzen, den Zugang zu stadt- und umweltvertrdglichen Verkehrsmitteln als Alter-
native zum eigenen Auto zu erleichtern und die Wahlfreiheit in der Bewohnerschaft durch ein
vielfaltiges Mobilitdtsangebot zu férdern.

Bebeuauungsplan

Integrierte Rahmenplanung, d.h. Integriertes Stadtebauliches Entwicklungskonzept
Parkraummanagementkonzept

Mobilitatsmanagementkonzept

Stellplatzsatzung

Das entwickelte Mobilitatskonzept setzt auf den Umweltverbund (OPNV, FuB- und Radverkehr)
als Ruckgrat der Mobilitat und auf die Entwicklung eines ,autoreduzierten” Quartiers. Zu
den MaBnahmen gehoren u.a. der Bau einer neuen StraBenbahnhaltestelle zur Verdichtung
der OPNV-ErschlieBung, der Ausbau der Haltestellen im Umfeld zu multimodalen Verkniip-
fungspunkten, die Ertichtigung der Fahrradinfrastruktur im Zulauf auf die Innenstadt und die
benachbarten Quartiere, die Schaffung einer hochwertigen Fahrradinfrastruktur vor Ort, auf
privaten und 6ffentlichen Flachen gleichermaBen sowie die Bereitstellung von Sharing-Ange-
boten (Car- und Bikesharing sowie Lastenrader). Zentraler Bestandteil des Mobilitdtskonzepts
ist ein konsequentes Parkraummanagement/Parkraumbewirtschaftung mit einem reduzierten
Angebot an Kfz-Stellpldtzen auf Privatgrund und im 6ffentlichen Raum, bei einer Entkopplung
von Wohnen und Stellplatzen, d.h. wer in das Quartier einzieht, kauft oder mietet nicht auto-
matisch einen Stellplatz, sondern kann sich darum bewerben.

Die Umsetzung des Mobilitdtskonzepts wird von Anfang an durch ein aktives, in einer Mobi-
litatszentrale vor Ort angesiedeltes Mobilitdtsmanagement begleitet. Das Mobilitatsmanage-
ment ist einerseits Ansprechpartner fir Mieterinnen und Mieter, Bauherrenschaft, Planende
und Projektentwickler und berdt zu allen Themen rund um die Mobilitdt, zum anderen ist
es zustandig fur die Vergabe von Stellpldtzen im Quartier. Damit soll die Bewohnerschaft in
der Lincoln-Siedlung bereits beim Einzug aktiv und dauerhaft zu einem nachhaltigen Mobili-
tatsverhalten motiviert und in der Nutzung des multimodalen Angebots unterstitzt werden.
Eine weitere Aufgabe des Mobilitdtsmanagements ist die Kommunikation. Hierzu gehéren die
Verteilung von Welcome Sets an neue Bewohnerinnen und Bewohner (die ersten sind Anfang

Querbeziehungen zu

Planungsinstrumenten

Mobilitatskonzept
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gen und Akteure

2016 eingezogen), die Erarbeitung von Infobroschiiren und die Durchftihrung von Infoveran-
staltungen und Workshops fur die Bewohnerschaft.

Fur die Schaffung der autoreduzierten Lincoln-Siedlung waren verschiedene planungsrechtli-
che Voraussetzungen zu schaffen und verschiedene Planungsinstrumente einzusetzen. Hierzu
gehoren die Aufstellung eines Bebauungsplans (der Aufstellungsbeschluss wurde bereits 2005
gefasst), eine integrierte Rahmenplanung (Stadtebau, Freiraum und Verkehr), die 2011 vorge-
legt wurde, der Erlass einer Einschrankungssatzung zur Herstellung von Stellplatzen sowie der
stadtebauliche Vertrag, erganzt um einen Durchfihrungsvertrag zur Umsetzung des Mobili-
tatsmanagements.

Die Rahmenplanung umfasste beide Konversionsflachen im Stden der Kernstadt und gibt
Empfehlungen zur ganzheitlichen Entwicklung. Diese Planungsstufe wurde von einem inten-
siven Beteiligungsprozess begleitet. Der darauf aufbauende Bebauungsplan fir die Lincoln-
Siedlung beinhaltet konkrete Aussagen zur Planung eines autoreduzierten Quartiers (z.B. zur
ErschlieBung, zu MaBnahmen, zum integrierten Mobilitdtsmanagement) und gibt Festsetzun-
gen zur Mobilitat (z. B. Anzahl von Kfz- und Fahrradstellplatzen, Lage von Parkierungsanlagen,
Uberdachung von Fahrradabstellanlagen).

Wichtige Grundlage war hierbei eine Stellplatzeinschrankungssatzung fur das Quartier. Die
Satzungsbegriindung hat einen ganzheitlichen Ansatz: Sie definiert nicht nur Obergrenzen
fr den Bau von Stellplatzen, sondern sie verortet die Stellpldtze und deren Zuordnung, was
wiederum in den Bebauungsplan eingeflossen ist. Konkret wurde festgelegt, dass nur 0,65
Stellplatze je Wohneinheit hergestellt werden dirfen. Die Stellplatze sind mehrheitlich in de-
zentralen Abstellanlagen/Sammelgaragen unterzubringen (0,5 Stellplatze je Wohneinheit), die
maximal 300 Meter entfernt von den Wohnhausern liegen. Im Nahbereich der Wohngebaude
werden max. 0,15 Stellplatze je Wohneinheit angeordnet, die vorrangig fir mobilitatseinge-
schrankte Personen und gemeinschaftlich genutzte Fahrzeuge reserviert werden sollen.

Der stadtebauliche Vertrag formuliert in seiner Prdambel die Entwicklung der Lincoln-Siedlung
als ,Modellquartier fur auto- und verkehrsreduziertes Wohnen mit Schwerpunkten Mobili-
tatsmanagement, Stellplatzorganisation, flachendeckendes Car Sharing und E-Mobilitat”. Er
greift die Festsetzungen aus dem Bebauungsplan auf und regelt u.a. die dauerhafte Finan-
zierung des Mobilitdtsmanagements. Der erganzende Durchfiihrungsvertrag beschreibt die
Komponenten des Mobilitdtsmanagements und die Entkopplung der Kosten fur Wohnen und
Parkraum. Des Weiteren wird im Durchfihrungsvertrag die Verpflichtung zur Weitergabe der
Regelungen zum Mobilitdtsmanagement an Dritte — Investoren bzw. andere Rechtsnachfolger
— festgehalten.

Die Umsetzung des Wohn- und Mobilitatskonzeptes in der Lincoln-Siedlung benétigt viele
Uberzeugte und engagierte Akteure:

D Die politische Verantwortung tragen Magistrat und Parlament der Wissenschaftsstadt
Darmstadt.

D Die Stadtverwaltung hat — unterstitzt durch ein externes Biro — zusammen mit der
Burgerschaft in einem aufwendigen Beteiligungsprozess das Konzept entwickelt und
konkretisiert.

D Fir Flachenentwicklung und Wohnbebauung kooperiert die Stadt mit ihrem Woh-
nungsunternehmen der bauverein AG bzw. dem Tochterunternehmen BVD New Living
als Eigentiimerin bzw. Vorhabentragerin der Lincoln-Siedlung.

D Die Mobilitatszentrale wird von der HEAG mobilo, dem stadtischen Verkehrsunterneh-
men betrieben.
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D Ein externes Planungsbiro unterstitzt den Umsetzungsprozess durch kontinuierliche
Beratung und Einbindung des Projekts in verschiedene Forschungsvorhaben des Bun-
des (BMBF, BMUB) zu nachhaltiger Mobilitat.

Die Einbindung der Offentlichkeit wurde bereits im Zuge der Rahmenplanung sichergestellt.
Im August 2010 und im Februar 2011 fanden mehrtdgige Planungswerkstatten statt, in de-
nen viele Hinweise und Ideen zum Umgang mit Verkehr/Mobilitdt mit der Praferenz fur ein
autoreduziertes Quartier entwickelt wurden, die in die weitere Bearbeitung eingeflossen sind.
Bei einer Veranstaltung im Méarz 2015 wurde Uber die beabsichtigten Stadtebaulichen Wettbe-
werbe fur die einzelnen Baufelder informiert und Burgerinnen und Burger ermuntert, sich fur
das Preisgericht zu bewerben. Es ist gelungen, Personen fir die Teilnahme zu gewinnen, die
das Preisgericht unterstitzt haben.

Nach Bezug der ersten Wohnungen wurde im Méarz 2017 ein erster groBer Workshop fur die
Neubtirgerinnen und Neubdrger sowie fir die interessierte zukiinftige Bewohnerschaft auf
Lincoln durchgefiihrt, in dem tber das Mobilitatskonzept informiert wurde und wo Ideen und
konkrete Anforderungen an das Quartier formuliert werden konnten. Aus dieser Veranstal-
tung hervorgegangen ist die Grindung eines Arbeitskreises Mobilitat fur die Bewohnerschaft,
die die Umsetzung des Mobilitatskonzepts mit regelméaBigen Treffen (2-3 Mal jahrlich) beglei-
ten soll.

Ein weiteres Beteiligungsgremium ist der Mobilitatsbeirat. Seine Einrichtung ist im Durchfih-
rungsvertrag zum stadtebaulichen Vertrag festgelegt. Er besteht zu gleichen Teilen aus Ver-
treterinnen und Vertretern der Grundstlckseigentimer auf Lincoln und der Stadt Darmstadt
und wird hauptsachlich die Stellplatzvergabe begleiten und z.B. Kriterien fiir deren Vergabe
festlegen.

Grundstﬁclﬁaufvertmg
LINCOLN-Siedlung

I_BVD NL Vorhabentragerschaft B Stadt Darmstadt 1

Qualitat, Quantitit, Umfang
der ErschlieBung

Vertrag —
Inhalte, Kooperation, Kostenverteilung M°b""“.5’"a"3!e’"9"f
(Planungs-, ErschlieBungs-, ) Lincoln

Ubergeordnetes Baurecht

Durchfiihrungsvertrag * Stellplatzvergabe
Konkretisierung des * Organisation und
stadtebaulichen Vertrags Koordination
* Information & Beratung

% Betreibervertrag

|Bebauungsplan| |Stel|platzsatzung| | Stadtebaulicher Vertrag |

D https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsent-
wicklung-und-projekte/mobilitaetskonzept-lincoln-siedlung/

D https://www.darmstadt.de/standort/stadtentwicklung-und-stadtplanung/konversion/
lincoln-siedlung/

D https://www.lincoln-siedlung.de/mobilitaet/mobilitaetskonzept

D http://www.quartiermobil-lincoln.de

D Deutscher Verkehrsplanungspreis 2018: Darmstadt gewinnt mit dem Projekt Lincoln-
Siedlung; https://www.srl.de/dateien/dokumente/de/PM_VPP_20180621.pdf

Beteiligung

Abbildung 3: Ubersicht
Planungsinstrumente
(© StetePlanung, Baro fur

Stadt- und Verkehrsplanung)

Weiterfhrende Links
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Verkehrsentwicklungsplan
Bremen

Der Verkehrsentwicklungsplan Bremen wurde als strategisches Instrument der Verkehrspla-
nung fur den nichtmotorisierten und motorisierten Verkehr auf StraBe und Schiene, zum
Personen- und Gutertransport und fur alle Verkehrszwecke aufgestellt. Ausgehend von sich
andernden rdumlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen werden die Ziele und Leit-
linien fur die Verkehrsentwicklung bis zum Zeithorizont 2025 fir die Stadt Bremen definiert.

Der Verkehrsentwicklungsplan ist in eine Reihe von Planungen eingebettet, die der planeri-
schen Umsetzung des 2009 verabschiedeten Leitbilds ,Bremen! Lebenswert — urban — ver-
netzt” dienen. Allen voran ist der parallel zum Verkehrsentwicklungsplan entwickelte Fla-
chennutzungsplan zu nennen, der mit dem ausdrticklichen Ziel der Innenentwicklung den
strategischen Rahmen fir die Siedlungsentwicklung Bremens in den kommenden Jahren setzt
und seinerseits Fachplanungen, wie z.B. den Verkehrsentwicklungsplan und das Landschafts-
programm, integriert. Das Zusammenwirken dieser Planungen wird zum Beispiel bei den im
Flachennutzungsplan ausgewiesenen Grinverbindungen deutlich, die auch zur Verdichtung
des Radwegenetzes beitragen k&nnen.

Der Verkehrsentwicklungsplan selbst wiederum wurde in engem Zusammenhang mit dem
Larmaktionsplan und dem Luftreinhalteplan entwickelt. Das fur den Verkehrsentwicklungsplan
entwickelte Verkehrsmodell lieferte beispielsweise die nétige Datengrundlage fur die Larmkar-
tierungen im Rahmen der Larmaktionsplanung, und MaBnahmen aus den Larmaktions- und
Luftreinhalteplénen flossen in den Verkehrsentwicklungsplan ein. AuBerdem wurden die we-
sentlichen Arbeitsschritte der Fortschreibung des SPNV-Plans des Landes Bremen sowie der Fort-
schreibung des bremischen Lkw-Fiihrungsnetzes in den Verkehrsentwicklungsplan integriert.

Verkehrsentwicklungsplan
Larmaktionsplan
Luftreinhalteplan
Flachennutzungsplan

Die inhaltliche Bearbeitung des Verkehrsentwicklungsplans wurde durch die Abteilung Verkehr
der Bremer Stadtverwaltung, der Bremer StraBenbahn AG sowie beauftragten Gutachtern
durchgefiihrt. Begleitet wurde der Erarbeitungsprozess dabei von einem breiten Beteiligungs-
verfahren sowie einem Projektbeirat. Dieser bestand aus Vertreterinnen und Vertretern des
Senators fur Inneres und Sport, des Senators fir Wirtschaft, Arbeit und Hafen, der verkehrspo-
litischen Sprecher der Burgerschaftsfraktionen, der Handelskammer Bremen, des ADAC, des
ADFC und des BUND. Aufgabe des Projektbeirates war die Qualitatssicherung des Prozesses,
die angemessene Berlcksichtigung unterschiedlicher Interessen, Mitwirkung an der strategi-
schen Ausrichtung, Bewertung der Zwischenergebnisse und Konsultation bei grundlegenden
Richtungsentscheidungen.

Insgesamt wurden im Verkehrsentwicklungsplan Bremen sechs verschiedene Zielfelder defi-
niert, die zusatzlich mit mehreren Unterzielen konkretisiert wurden. Die am 11.10.2012 von
der stadtischen Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie beschlos-
senen Zielfelder sind:

D Gesellschaftliche Teilhabe aller Menschen ermoglichen, Gleichberechtigung aller Ver-
kehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer starken
D Verkehrssicherheit und soziale Sicherheit bei der Nutzung erhéhen

Querbeziehungen zu
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Prozess / Organisation
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Beteiligung

Abbildung 4:

Prozessablauf VEP-Erstellung
(© Verkehrsentwicklungsplan
Bremen, Der Senator fur Um-
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welt, Bau und Verkehr)

alternative Verkehrsmittelwahl gesamtstadtisch anbieten und optimieren
Verkntpfung der Verkehrssysteme und Angebote im Umweltverbund zwischen Bre-
men und der Region verbessern

D den Wirtschaftsstandort Bremen durch Optimieren der Wirtschaftsverkehre starken

D die Auswirkungen des Verkehrs auf Mensch, Gesundheit und Umwelt nachhaltig und
spurbar reduzieren

Um eine moglichst breite Beteiligung vieler Nutzerinnen und Nutzer in allen Planungsphasen
zu erreichen, wurde der gesamte Prozess der Erstellung des Verkehrsentwicklungsplans von
der Zielbestimmung und Bestandsanalyse tber die Szenario- und MaBnahmenentwicklung bis
zum Entwurf des Handlungskonzeptes durch verschiedene Ansdtze der Beteiligung begleitet.
Ziel war es auch, bereits in friihen Planungsphasen Wiinsche und Bedurfnisse der Burgerinnen
und Burger einzubeziehen. Nach zwei zentralen Birgerforen im Rahmen der ersten Projekt-
phase zur Zielfindung gab es in jedem Bremer Stadtbezirk je ein Burgerforum in jeder der
vier folgenden Projektphasen, die einen direkten und persénlichen Austausch zwischen den
Bewohnerinnen und Bewohnern und den Fachleuten aus Verwaltung und den Gutachterbiiros
ermdglichten. Zusatzlich gab es ein eigenes Internet-Portal, Gber das Blrgerinnen und Burger
ihre Vorstellungen in den Prozess einbringen konnten. Erganzt wurden diese Angebote durch
eine aufsuchende Burgerbeteiligung. Hierbei wurden die Arbeiten der aktuellen Planungspha-
se dargestellt und ein Szenarienbaukasten an mehreren Terminen in insgesamt funf verschie-
denen Einkaufszentren aufgebaut.

Neben der Beteiligung der Biirgerinnen und Blrger wurden auch die Trager 6ffentlicher Belan-
ge (d. h. andere Bremer Dienststellen, Gebietskérperschaften der Region, Kammern, Verbande
und Organisationen) in den Planungsprozess jeder Projektphase einbezogen. AnschlieBend
konnten in den funf Bearbeitungsphasen des Verkehrsentwicklungsplans Stellungsnahmen
zum Sachstand durch die Trager 6ffentlicher Belange abgegeben werden.

Prozessablauf in den Bearbeitungsphasen des VEP

Projektbearbeitung — 1-» Projektbeirat — 2 -» Beteiligung
Abteilung Verkehr Staatsrat (Leitung) Biirgerforen
Bremer Senator fiir Inneres und Sport Regionalausschiisse
StraBenbahn AG
Senator fiir Wirtschaft, Arbeit und Héfen Internet
Gutachter bremen-bewegen.de
Planersocietit, IVV, Verkehrspolitische Sprecher
BVO, RWTH Aachen, der Burgerschaftsfraktionen Tréager offentlicher
Nexthamburg Belange
Handelskammer Bremen
Senatsressorts
ADAC
ADFC Projektbearbeitung
|
BUND. g—3
I
4
\J
Deputation
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Zur Untersuchung verschiedener MaBnahmenpakete und des Einflusses sich verdndernder
Rahmenbedingungen wie z.B. der Bevolkerungs- und Siedlungsstruktur wurden verschiedene
Szenarien entwickelt und analysiert. Zentral war hierbei herauszufinden, welche MaBnahmen
erforderlich sind, um die definierten Ziele des Verkehrsentwicklungsplans zu erreichen, und
welche alternativen Entwicklungsmoglichkeiten es fur Bremen gibt. Insgesamt wurden neben
dem Basisszenario — das darstellt, wie sich der Verkehr ohne weitere MaBnahmen entwickelt,
und das damit als Referenz fur die Entwicklungen der weiteren Szenarien herangezogen wird
— funf verschiedene MaBnahmenszenarien untersucht. Aus den Szenarien Optimierung des
Kfz-Verkehrs, OV-Offensive, Effiziente Nahmobilitat, Optimierung des Umweltverbundes und
hohe Mobilitdtskosten wurde dann unter Beriicksichtigung der Effekte auf die definierten Ziele
ein Zielszenario fur den Verkehrsentwicklungsplan Bremen 2025 abgeleitet. Dieses umfasst
ca. 160 der 300 vorher in den Szenarien untersuchten EinzelmaBnahmen, die in einem Hand-
lungskonzept unter Berticksichtigung dreier moglicher Finanzierungspfade in einen zeitlichen
Umsetzungsplan Uberfuhrt wurden. Hierzu gehoren beispielsweise:

D Verschiedene Umbau- und Neubauvorhaben von Strecken und Knoten sowie ange-
passte Signalsteuerungen im MaBnahmenfeld Kfz-Verkehr/Wirtschaftsverkehr

D Die Einrichtung von Begegnungszonen und die Erstellung eines FuBwegekonzeptes im
MaBnahmenfeld FuBverkehr/Nahmobilitat

D Die Einrichtung von FahrradstraBen, die Beseitigung von Engpéssen im Radwegenetz
und mehr Markierungen fiir den Radverkehr im MaBnahmenfeld Radverkehr

D Ausbau und Anlage weiterer Haltepunkte und Bevorrechtigung der StraBenbahnen an
Knotenpunkten im MaBnahmenfeld &ffentlicher Nahverkehr/SPNV

D Umgestaltungen und Umnutzungen konkreter StraBen(-abschnitte) im MaBnahmen-
feld StraBenraumgestaltung, Barrierefreiheit

D Ein Parkraumkonzept fur die Innenstadt im MaBnahmenfeld ruhender Kfz-Verkehr
Der Ausbau von Carsharing-Stationen und Verbesserungen des Park+Ride- und Bike+Ride-
Angebotes im MaBnahmenfeld Inter- und Multimodalitat

D Ein multimodales Datenportal und Mobilitdtsberatung fur Neublrger im MaBnahmen-
feld Verkehrs- und Mobilitdtsmanagement

D Forderung von Pilotprojekten mit Elektrobussen und Pedelecverleih im MaBnahmen-
feld Elektromobilitat

D Aufwertung von Angstraumen und mehr Tempo 30 im MaBnahmenfeld Verkehrssi-
cherheit

D Kampagnen fir das ZufuBgehen und Radfahren im MaBnahmenfeld Mobilitatskultur
und Offentlichkeitarbeit

Der Verkehrsentwicklungsplan Bremen wurde durch seine Akteure nach dem Stand der Tech-
nik konzipiert. Dazu gehéren Elemente des Sustainable Urban Mobility Plans. Die Ausrichtung
der Strategie und MaBnahmen hin zu einer nachhaltigeren Mobilitat war den Akteuren wich-
tig, daher haben sie Themen wie Nahmobilitat, Verkehrssicherheit und StraBenraumgestaltung
als zu betrachtende Handlungsfelder bewusst gesetzt. Die Umsetzung der Verbesserung der
Nachhaltigkeit des Verkehrs in Bremen lasst sich gut durch die im Verkehrsentwicklungsplan
definierten Zielfelder beschreiben, die sowohl die Férderung einer alternativen Verkehrsmittel-
wahl und die Verbesserung der Angebote im Umweltverbund beinhalten als auch eine Ver-
besserung der Teilhabe aller Personen, die Erhéhung der Sicherheit und die Reduktion der
Verkehrsauswirkungen in den Fokus der Planungen stellen. Darlber hinaus kam bei der Pro-
zessgestaltung der breiten Beteiligung von verschiedenen Nutzergruppen eine hohe Bedeu-
tung zu und ermdglichte die frihzeitige Einbeziehung der Nutzerinnen und Nutzer und deren
Bedurfnisse.

Szenarienentwicklung
und Handlungskonzept

Bedeutung der Nachhal-
tigkeit im Verkehrsent-
wicklungsplan Bremen
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Weiterfuhrende Links

Jedoch hat auch der Verkehrsentwicklungsplan Bremen nur begrenzten Einfluss auf die Ziel-
wahl und Verkehrsmittelwahl der Einpendler. Diesbezglich wird in Bremen als erganzendes
Modul neben dem in 2018 erarbeiteten Masterplan Green City, der den Fokus auf Digitalisie-
rung und E-Mobilitat legt, die Erarbeitung eines stadt-regionalen Verkehrskonzeptes gemein-
sam mit dem Verkehrsverbund und den angrenzenden Landkreisen angestrebt.uadg

<ug>

D https://www.bauumwelt.bremen.de/verkehr/verkehrsentwicklungsplan-5586


https://www.bauumwelt.bremen.de/verkehr/verkehrsentwicklungsplan-5586

Empfehlungen

Fur die Ausgestaltung und den Einsatz von (Planungs-)Instrumenten zur Férderung einer nach-
haltigen Mobilitat bzw. eines nachhaltigen Verkehrs gibt es vielfaltige Ansatzpunkte. Vereinfa-
chend kénnen hinsichtlich der Umsetzungsnahe

D strategisch-planerische bzw. konzeptionelle Ansdtze und (zumeist daraus abgeleitete)
D operative MaBnahmen

unterschieden werden. Sowohl strategisch-planerische Ansatze als auch operative MaBnah-
menkonzepte kénnen wirken auf

D Mobilitats-/Verkehrsursachen,
D Verkehrsabwicklung und/oder
D Verkehrsauswirkungen.

Die operativen Umsetzungs- und MaBnahmenansatze beziehen sich auf:

bauliche Anlagen und Ausgestaltung der baulichen Anlagen,

Betriebsmittel und Fahrzeuge,

Nutzungs- und Betriebsregelungen,

Management, Zustandigkeitsregelungen, Prozesse, informative Vorbereitung und Be-
gleitung von Verkehrs-/Mobilitatsvorgdngen,

Organisation,

Information von Kundinnen und Kunden bzw. Nutzerinnen und Nutzern.

Viele Instrumente verfolgen sektorale Hauptaufgaben und Ziele, sind aber mit erheblichen
(Neben-)Wirkungen in anderen Bereichen verbunden. Diese kénnen innerhalb und auBerhalb
des Verkehrssektors liegen (z.B. Parksuchverkehr der Beschéftigten auBerhalb eines bewirt-
schafteten Bereichs oder Abwanderung von Kundschaft aufgrund veranderter Parkraumsitu-
ation). Eine nachhaltige (Verkehrs-)Entwicklung soll soziale, 6konomische, 6kologische und
kulturelle Qualitaten sichern und steigern sowie das physische, psychische und soziale Wohl-
befinden der Menschen verbessern.

Die folgenden Empfehlungen richten sich an alle Akteure aus Politik und Verwaltung, Bund,
Landern, Regionen und kommunalen Gebietskorperschaften sowie Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft, die an diesem Prozess beteiligt sind. Die Empfehlungen sollen sie darin unterstitzen,
das Verkehrsaufkommen und die Distanzen, die Verkehrsmittelnutzung, deren rdumliche und
zeitliche Verteilung sowie die eingesetzten Fahrzeuge und die Fahrweisen im Sinne einer nach-
haltigen Entwicklung zu beeinflussen.

Eine groBere Bedeutung gewinnen dabei vor allem:

(langfristige) strategische Konzepte,

intersektorale Konzepte wirksamer Fachpolitiken,

Konzepte des Flachen-, Klima- und Umweltschutzes,

Konzepte der Organisation und des Managements,

MaBnahmen der rechtlichen Umsetzung und Ausgestaltung,

MaBnahmen der Information und Beratung der Verkehrsteilnehmer, Verkehrsanbieter
und Infrastrukturbereitsteller.

Unter Anforderungen der Nachhaltigkeit sind die Konzepte und MaBnahmen vermehrt inte-
grativ in Hinblick auf die Ziele ,Vermeidung”, ,Verlagerung” und ,vertragliche Abwicklung”
(VVV; Forderung von Suffizienz, Kongruenz und Effizienz) zu gestalten.
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Empfehlungen an
die Kommunen

Wesentliche Grundlage bieten Aspekte der Integration im Hinblick auf

eine Verkniipfung von Angebotsplanung, Gestaltung der Abwicklung und Steigerung
der Effizienz im Verkehr,

eine intensive Abstimmung zwischen den verschiedenen Planungsebenen von EU,
Bund, dem jeweiligen Land und der jeweiligen Region, vor allem aber zwischen den
Kommunen,

eine intensive Abstimmung zwischen benachbarten Planungsraumen wie Stadt und
Umland sowie Umlandgemeinden untereinander,

eine Berlcksichtigung der Wechselwirkungen zwischen den Gestaltungsbereichen von
Stadt-/Raumentwicklung, sozialen Infrastrukturen, Griin- und Freiraumen, Umwelt usw.
und

die verschiedenen Verkehrsmittel und Verkehrstrager (,,modal”).

Die Konzepte und MaBnahmen verschiedener Ebenen missen zielgerichtet zusammenwirken.

Kommunen sollten den sektoralen Konzepten wie auch der Festlegung von MaBnah-

mengruppen oder EinzelmaBnahmen integrierte verkehrliche Konzepte (Verkehrsent-

wicklungsplane, Sustainable Urban Mobility Plans) sowie Integrierte Stadtentwick-

lungskonzepte zugrunde legen, um frihzeitig Wechselwirkungen, stiitzende oder

kontraproduktive Folgewirkungen ermitteln und in der Wirkungsbeurteilung bertick-

sichtigen zu kénnen.

Handlungsanséatze sollten grundsatzlich auf Integrationserfordernisse und -maglichkei-

ten Uberpruft werden. Dies betrifft die Ausgestaltung von:

- baulichen Anlagen

- Ausstattungen der baulichen Anlagen

- Einsatz von Fahrzeugen

- Betriebsorganisation, Management

- (rechtlichen und informellen) Betriebsregelungen (z.B. Verkehrswege- und Ver-
kehrsrecht)

- vorbereitenden bzw. begleitenden Informationen (,,Informationsketten”) und de-
ren Bereitstellung fir Nutzerinnen und Nutzer.

Die MaBnahmen sollten das Zusammenwirken von Pull- und Push-Elementen gewdhr-

leisten, um die Effizienz zu verbessern, gewtinschte Verkehrsverlagerungen zu ermég-

lichen und suffizientes Verkehrsverhalten (,, Vermeidung”) anzustoBen.

Grundsatzlich ist bei allen Konzepten und MaBnahmen die Beriicksichtigung der Auswir-

kungen auf Flachen, Energieeinsatz, Schadstoff-Emissionen und klimarelevante Emis-

sionen sowie Verkehrsunfalle/-sicherheit in den Gesamtbilanzierungen zu gewahr-

leisten.

Auf der kommunalen Ebene sind innovative Handlungskonzepte in enger Kooperation

mit Zivilgesellschaft und Wirtschaft auszuloten. Dabei sollten die raumlichen, zeitli-

chen und kostenanlastenden Gestaltungsoptionen von , Bewirtschaftungskonzepten”

eine besondere Beachtung erfahren (, Parkraum”, ,Stellplatze”, ,Mauten”).

Die Kommunen sollten verstarkt darauf hinwirken, dass seitens des Bundes (und der EU)

die Voraussetzungen fir eine vertraglichere Fahrzeugentwicklung geschaffen werden.



Empfehlungen

Empfehlungen an
die Lander

D Lander sollten verstarkt die Strukturen und Grundlagen der Handlungsansatze von
Kommunen in Regionen unterstiitzen — insbesondere durch die Férderung interkom-
munaler und intermodaler Kooperationen.

D Auch auf zwischenértlicher Ebene sind Mdéglichkeiten nicht-motorisierter Verkehre
auszuschopfen.

D Insbesondere rechtliche Regelungen und Managementkonzepte sollten regional bzw.
interkommunal abgestimmt werden. Die Lander sollten entsprechende Konzepte und
Abstimmungen — auch durch Férderung und Informationsaustausch — anstoBen und
unterstutzen.

D  Wie die Kommunen sollten sich auch die Lander verstarkt fur scharfere Zulassungsvor-
aussetzungen fur Kraftfahrzeuge seitens des Bundes (und der EU) einsetzen.

Empfehlungen an
den Bund

D Der Bund sollte in verstarktem MaBe die Erarbeitung und Umsetzung von Verkehrsent-
wicklungsplanen/Sustainable Urban Mobility Plans anstoBen, férdern und fordern
— beispielsweise als Voraussetzung fur die Bereitstellung von Fordermitteln. Dies gilt
analog fur die Erarbeitung von integrierten Stadtentwicklungskonzepten.

D Der Bund sollte einen kontinuierlichen Austausch mit den Landern und Kommunen,
aber auch mit der Wirtschaft und Zivilgesellschaft suchen, um eine Verbesserung der
rechtlichen Rahmensetzungen zu ermoglichen und technische Innovationen koordi-
niert voranzutreiben. Derartige Austauschprozesse sollten kontinuierlich erfolgen und
auf Evaluationen der Wirkungen — vor allem auch innovativer — Handlungskonzepte
beruhen.

D Der Bund sollte sich fur scharfere Zulassungsvoraussetzungen fur Kraftfahrzeuge ein-
setzen und BemUhungen der EU unterstitzen und nicht immer wieder abschwéchen.

Allgemeine
Empfehlungen

Bund, Lander und Kommunen sollten verstarkt Ziele und Instrumente fur

D Ausbildung
D Fortbildung
D Erfahrungsaustausch

im Bereich von Mobilitdt und Verkehr sowie deren Organisations- und Prozessstrukturen wie

auch im Bereich der Umsetzung von Innovationen abstimmen und umsetzen. Dies setzt aber
auch angemessene verbesserte Besoldungs- und Vergitungsstrukturen voraus.
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Die Steckbriefe zeigen, dass bereits vielfaltige Moglichkeiten zur Férderung nachhaltiger Mo-
bilitdt mit den vorhandenen Instrumenten bestehen. Diese werden in verschiedenen Projekten
auch bereits genutzt und eingesetzt, wie unter anderem die dargestellten Beispiele zeigen.
Die Vielfalt an aufgefuhrten Instrumenten und deren sehr unterschiedliche Rahmenbedin-
gungen, Einsatzmdaglichkeiten und Wirkungsebenen machen einen guten Uberblick und die
Wahl geeigneter Instrumente nicht einfach. Zudem verlaufen die einzelnen Planungen derzeit
haufig zu sektoral, und Wirkungen auf andere Bereiche werden nur am Rand betrachtet.
Dies erschwert eine nachhaltige Planung. Fiir eine breite Umsetzung und eine konsequente
Unterstltzung von MaBnahmen zur Férderung nachhaltiger Mobilitat ist daher eine starkere
Integration verschiedener Planungen sowie der Planungsebenen erforderlich.
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